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Informationen für Verbraucher
Für eine bessere Lesbarkeit verzichten wir in unseren Bedingungen auf eine geschlechterspezifische Differenzierung. Wir nutzen das gene-
rische Maskulinum als neutrale grammatikalische Ausdrucksweise, die ausdrücklich alle Geschlechter und Geschlechtsidentitäten umfasst.

Vertragspartner

Firma Deutsche Kreditbank Aktiengesellschaft

Zentrale Taubenstraße 7– 9, 10117 Berlin, Deutschland

Telefon 030 120 300 00

Telefax 030 120 300 01

E-Mail info@dkb.de

Internet www.dkb.de

Weitere Anschrift Bereich Individualkunden, Karolinenplatz 1, 80333 München

Handelsregister Amtsgericht Berlin-Charlottenburg HRB 34165 B

Umsatzsteueridentifikationsnr. DE137178746

Gesetzlicher Vertreter Vorstand
Stefan Unterlandstättner, Vorsitzender
Tilo Hacke
Jan Walther
Arnulf Keese
Kristina Mikenberg

Hauptgeschäftstätigkeit Betrieb von Bankgeschäften aller Art und damit zusammenhängender Geschäfte

Zuständige Aufsichtsbehörden Für die Zulassung zuständige Aufsichtsbehörde:
Europäische Zentralbank
Sonnemannstr. 20, 60314 Frankfurt am Main
(Internet: www.ecb.europa.eu)

Für den Verbraucherschutz zuständige Aufsichtsbehörde:
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht,
Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn und
Marie-Curie-Str. 24 – 28, 60439 Frankfurt am Main
(Internet: www.bafin.de)

Die Deutsche Kreditbank AG (nachfolgend „DKB AG“ genannt) hat sich verpflichtet, bei der Vergabe von Darlehen gemäß dem Kodex 
„Verantwortungsvolle Kreditvergabe für Verbraucher“ (www.kredit-mit-verantwortung.de) zu handeln.

Beschwerde- und  
Alternative Streitbeilegungsverfahren

Der Kunde hat folgende außergerichtliche Möglichkeiten:
 - Der Kunde kann sich mit einer Beschwerde an die DKB AG, Taubenstraße 7– 9, 10117 Berlin, 
Hotline: 030 120 300 00, E-Mail: info@dkb.de wenden.

 - Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der DKB AG besteht für Kunden die Möglichkeit, den 
Ombudsmann der öffentlichen Banken anzurufen (www.voeb.de). Näheres regelt die „Ver-
fahrensordnung für die Schlichtung von Kundenbeschwerden im deutschen Bankgewerbe“ 
(beim Bundesverband Öffentlicher Banken Deutschlands e. V. erhältlich). Die Beschwerde ist 
schriftlich an die Kundenbeschwerdestelle beim Bundesverband Öffentlicher Banken Deutsch-
lands e. V., Postfach 110272, 10832 Berlin, oder an ombudsmann@voeb-kbs.de zu richten. 
Die DKB AG ist verpflichtet, an einem solchen außergerichtlichen Verfahren zur Beilegung von 
Streitigkeiten teilzunehmen.

Das Verfahren vor der Verbraucherschlichtungsstelle ist für den Antragsteller kostenfrei. Aus-
lagen werden grundsätzlich nicht erstattet. Sofern sich der Antragsteller in dem Verfahren ver-
treten lässt, trägt er die Kosten seines Vertreters selbst. In Sondersituationen erhebt die Ver-
braucherschlichtungsstelle von den hiervon betroffenen Kreditinstituten einen anteiligen Beitrag 
von bis zu 100 € pro Fall an den Mehrkosten.
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Die Durchführung eines Schlichtungsverfahrens ist in Textform zu beantragen. Als Antrag gilt 
die Beschwerde. Eine vorherige erfolglose Beschwerde beim Kreditinstitut ist keine Vorausset-
zung für die Durchführung eines Schlichtungsverfahrens. In dem Antrag sind die Streitigkeit, 
die geschlichtet werden soll, zu schildern und ein konkretes Begehren darzulegen. Dem Antrag 
sind die zum Verständnis der Streitigkeit erforderlichen Unterlagen beizufügen. Der Antrag-
steller hat außerdem zu versichern, dass wegen derselben Streitigkeit ein Verfahren bei einer 
Verbraucherschlichtungsstelle weder durchgeführt wurde noch anhängig ist, über die Streitig-
keit von einem Gericht nicht durch Sachurteil entschieden wurde und die Streitigkeit auch nicht 
bei einem Gericht anhängig ist, die Streitigkeit weder durch Vergleich noch in anderer Weise 
beigelegt wurde, nicht bereits wegen der Streitigkeit ein Antrag auf Bewilligung von Prozess-
kostenhilfe abgelehnt worden ist, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine hinreichende 
Aussicht auf Erfolg bot oder mutwillig erschien, und, sofern es sich um eine Streitigkeit über 
den Anspruch auf Abschluss eines Basiskontovertrags handelt, ein Verwaltungsverfahren nach 
den §§ 48 bis 50 des Zahlungskontengesetzes weder anhängig noch in einem solchen Verfah-
ren unanfechtbar über den Anspruch entschieden worden ist.

 - Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem Anwendungsgebiet des Zah-
lungsdiensterechtes (§§ 675c bis 676c des Bürgerlichen Gesetzbuchs, Artikel 248 des Ein-
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch und Vorschriften des Zahlungsdiensteauf-
sichtsgesetzes) besteht zudem die Möglichkeit, eine Beschwerde bei der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht einzulegen. Die Verfahrensordnung ist bei der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht erhältlich. Die Adresse lautet: Graurheindorfer Str. 108, 53117 
Bonn.

Das Verfahren vor der Schlichtungsstelle der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
ist für den Verbraucher kostenfrei. Auslagen wie zum Beispiel Porto, Telefongebühren, Kopien 
oder Anwaltskosten werden aber nicht erstattet. Von den beteiligten Unternehmen erhebt die 
Schlichtungsstelle grundsätzlich eine Gebühr über 200 Euro.

Im Streitfall können Verbraucher einen Antrag auf Schlichtung bei den Verbraucherschlich-
tungsstellen stellen. Der Antrag auf Durchführung eines Schlichtungsverfahrens ist schriftlich 
unter kurzer Schilderung des Sachverhalts und mit dem zum Verständnis der Streitigkeit er-
forderlichen Unterlagen (zum Beispiel Schriftwechsel, Vertragsbedingungen, Kostenberechnun-
gen) bei der Geschäftsstelle der Schlichtungsstelle einzureichen. Verbraucher können einen 
solchen Antrag auch per E-Mail stellen.

Dabei müssen Verbraucher als Antragsteller versichern, dass (1) wegen derselben Streitigkeit 
ein Verfahren bei einer Verbraucherschlichtungsstelle weder durchgeführt wurde noch anhän-
gig ist, (2) bei Streitigkeiten über den Anspruch auf Abschluss eines Basiskontovertrages weder 
ein Verwaltungsverfahren nach den §§ 48 bis 50 des Zahlungskontengesetzes anhängig ist, 
noch in einem solchen Verfahren unanfechtbar über den Anspruch entschieden worden ist, (3) 
über die Streitigkeit von einem Gericht nicht durch Sachurteil entschieden wurde oder (4) die 
Streitigkeit nicht bei einem Gericht anhängig ist, (5) die Streitigkeit weder durch Vergleich noch 
in anderer Weise beigelegt wurde und (6) wegen der Streitigkeit ein Antrag auf Bewilligung von 
Prozesskostenhilfe nicht abgelehnt worden ist, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine 
hinreichende Aussicht auf Erfolg bot oder mutwillig erschien.

Ein Schlichtungsverfahren kann ohne diese Angaben, die nach der FinSV (Finanzschlichtungs-
Verordnung) notwendig sind, nicht durchgeführt werden.

 - Die Europäische Kommission hat unter http://ec.europa.eu/odr eine Europäische Online-Streit-
beilegungsplattform (OS-Plattform) errichtet. Verbraucher können die Plattform zur außerge-
richtlichen Beilegung einer Streitigkeit aus Online-Verträgen mit einem in der EU niedergelas-
senen Unternehmen nutzen.

Verbraucher und Unternehmer haben die Möglichkeit, auf dieser Plattform durch Ausfüllen 
eines in allen Amtssprachen der Organe der Union verfügbaren Online-Formulars Beschwer-
den einzureichen und einschlägige Unterlagen beizufügen. Die Beschwerden werden dann über 
die Plattform an die für die betreffende Streitigkeit zuständige „Alternative Streitbeilegungs-
Stelle“ weitergeleitet. Die OS-Plattform stellt ein kostenloses elektronisches Fallbearbeitungs-
instrument bereit, das es den „Alternativen Streitbeilegungs-Stellen“ ermöglicht, das Streit-
beilegungsverfahren mit den Parteien über die OS-Plattform abzuwickeln.

Rechtsordnung/Gerichtsstand Vertragsanbahnung, Vertragsschluss und Vertrag unterliegen dem Recht der Bundesrepublik 
Deutschland. Ein Gerichtsstand ist vertraglich nicht vereinbart.

Vertragssprache Die Vertragsbedingungen und die vorvertraglichen Informationen stehen nur in deutscher Spra-
che zur Verfügung. Maßgebliche Sprache für dieses Vertragsverhältnis und die vereinbarte Kom-
munikation mit dem Kunden während der Laufzeit des Vertrages ist Deutsch.
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Schutz der Einlagen Die DKB AG ist der Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH angeschlossen. Von der 
DKB AG ausgegebene Inhaberschuldverschreibungen werden nicht geschützt. Näheres ist dem 
„Informationsbogen für Einleger“ und der Internetseite der Entschädigungseinrichtung deut-
scher Banken GmbH unter www.edb-banken.de zu entnehmen.

Die DKB AG ist außerdem dem Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes Öffentlicher 
Banken Deutschlands e. V. (im Folgenden Einlagensicherungsfonds) angeschlossen. Gesichert 
werden die Einlagen von Nicht-Kreditinstituten über die gesetzlichen Anforderungen hinaus nach 
Maßgabe der Fondssatzung. Hierzu zählen insbesondere Sicht- und Termineinlagen. Nicht ge-
schützt sind u. a. Forderungen, über die die DKB AG Inhaberpapiere ausgestellt hat, wie z. B. 
Inhaberschuldverschreibungen, und Pfandbriefe (auch wenn sie auf den Namen lauten).

Näheres zum Umfang und zu Ausnahmen der Einlagensicherung sind der Internetseite des Ein-
lagensicherungsfonds unter www.voeb-es.de zu entnehmen.

Soweit der Einlagensicherungsfonds oder ein von ihm Beauftragter an einen Kunden leistet, 
gehen dessen Forderungen gegen die DKB AG in entsprechender Höhe Zug um Zug auf den Ein-
lagensicherungsfonds über. Entsprechendes gilt, wenn der Einlagensicherungsfonds die Zahlung 
mangels Weisung eines Kunden auf ein Konto leistet, das zu seinen Gunsten bei einer anderen 
Bank eröffnet wird. Die DKB AG ist befugt, dem Einlagensicherungsfonds oder einem von ihm 
Beauftragten alle in diesem Zusammenhang erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen 
zur Verfügung zu stellen.
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Wesentliche Merkmale

Der Kunde räumt der DKB AG an sämtlichen Sachen und Rech-
ten jeder Art (z. B. Waren, Devisen, Zins-, Renten- und Gewinnan-
teilscheinen, (Sammel-) Depotanteilen, Bezugsrechten, Schecks, 
Wechsel, Konnossementen, Lager- und Ladescheinen), die im 
bankmäßigen Geschäftsverkehr durch den Kunden oder durch 
Dritte für seine Rechnung in den Besitz oder die Verfügungs-
macht der DKB AG gelangt sind, ein Pfandrecht gemäß Ziffer 21 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen der DKB AG ein. An-
sprüche des Kunden gegen die DKB AG (z. B. aus Guthaben) 
sind ebenfalls vom AGB-Pfandrecht erfasst. Forderungen des 
Kunden gegen Dritte sind an die Bank abgetreten, wenn über die 
Forderung ausgestellte Urkunden im bankmäßigen Geschäfts-
verkehr in die Verfügungsmacht der DKB AG gelangen.

Das Pfandrecht sichert alle bestehenden und künftigen, auch 
bedingten oder befristeten, auch gesetzlichen Ansprüche der 
DKB AG gegen den Kunden, die sie im Zusammenhang mit der 
Geschäftsverbindung erwirbt.

Die DKB AG ist zur Verwertung des AGB-Pfandrechts berech-
tigt, wenn der Kunde seine Verbindlichkeiten bei Fälligkeit trotz 
Mahnung mit angemessener Nachfrist und einer Androhung der 
Verwertung gemäß §1234 Absatz 1 Bürgerliches Gesetzbuch 
nicht nachkommt. Unter mehreren Sicherheiten hat die DKB AG 
die Wahl, welche Sicherheit sie verwertet. Sie wird hierbei die 
berechtigten Belange des Kunden berücksichtigen. Sollte der 
Verwertungserlös nicht zur Befriedigung sämtlicher Forderun-
gen ausreichen, kann die DKB AG nach ihrem billigen Ermessen 
verrechnen.

Mindestlaufzeit des Vertrages

Das AGB-Pfandrecht endet nicht vor der vollständigen Erfüllung 
der gesicherten Ansprüche der DKB AG. 

Gesamtpreis/Kosten/Steuern

Für das AGB-Pfandrecht ist kein Gesamtpreis vereinbart.

Kosten und Steuern, die nicht von der DKB AG abgeführt oder 
von ihr in Rechnung gestellt werden, hat der Kunde selbst zu 
tragen.

Zustandekommen des Vertrages

Das AGB-Pfandrecht wird durch Einbeziehung der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen in den Vertrag vereinbart.

Zahlung und Erfüllung des Vertrages

Der Kunde erfüllt seine vertraglichen Verpflichtungen, indem er 
der DKB AG ein Pfandrecht an Werten jeder Art, die in den Ver-
fügungsbereich der DKB AG gelangt sind, einräumt. Die Einräu-
mung des Pfandrechts erfolgt durch Akzeptieren der Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen der DKB AG.

Informationen für Verbraucher 
AGB-Pfandrecht
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Abschnitt 1

Widerrufsrecht 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne 
Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen Erklärung wi-
derrufen. Die Frist beginnt nach Abschluss des Vertrags und 
nachdem Sie die Vertragsbestimmungen einschließlich der All-
gemeinen Geschäftsbedingungen sowie alle nachstehend unter 
Abschnitt 2 aufgeführten Informationen auf einem dauerhaften 
Datenträger (z. B. Brief, Telefax, E-Mail) erhalten haben. Zur 
Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absen-
dung des Widerrufs, wenn die Erklärung auf einem dauerhaften 
Datenträger erfolgt. Der Widerruf ist zu richten an:

Deutsche Kreditbank AG, Taubenstr. 7– 9, 10117 Berlin,
Telefax: 030 120300 01, E-Mail: info@dkb.de

Abschnitt 2

Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche 
Informationen

Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen 
folgende Angaben:

1. die Identität des Unternehmers; anzugeben ist auch das öf-
fentliche Unternehmensregister, bei dem der Rechtsträger 
eingetragen ist, und die zugehörige Registernummer oder 
gleichwertige Kennung;

2. die Hauptgeschäftstätigkeit des Unternehmers und die für 
seine Zulassung zuständige Aufsichtsbehörde;

3. die ladungsfähige Anschrift des Unternehmers und jede 
andere Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwischen 
dem Unternehmer und dem Verbraucher maßgeblich ist, bei 
juristischen Personen, Personenvereinigungen oder Perso-
nengruppen auch den Namen des Vertretungsberechtigten;

4. die wesentlichen Merkmale der Finanzdienstleistung sowie 
Informationen darüber, wie der Vertrag zustande kommt;

5. den Gesamtpreis der Finanzdienstleistung einschließlich al-
ler damit verbundenen Preisbestandteile sowie alle über den 
Unternehmer abgeführten Steuern oder, wenn kein genauer 
Preis angegeben werden kann, seine Berechnungsgrundla-
ge, die dem Verbraucher eine Überprüfung des Preises er-
möglicht;

Widerrufsbelehrung

6. gegebenenfalls zusätzlich anfallende Kosten sowie einen 
Hinweis auf mögliche weitere Steuern oder Kosten, die nicht 
über den Unternehmer abgeführt oder von ihm in Rechnung 
gestellt werden;

 

7. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung;
 

8. das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts so-
wie die Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbeson-
dere Name und Anschrift desjenigen, gegenüber dem der 
Widerruf zu erklären ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs 
einschließlich Informationen über den Betrag, den der Ver-
braucher im Fall des Widerrufs für die erbrachte Leistung zu 
zahlen hat, sofern er zur Zahlung von Wertersatz verpflichtet 
ist (zugrunde liegende Vorschrift: § 357b des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs);

9. die vertraglichen Kündigungsbedingungen einschließlich et-
waiger Vertragsstrafen

10. die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der 
Unternehmer der Aufnahme von Beziehungen zum Verbrau-
cher vor Abschluss des Vertrags zugrunde legt;

11. eine Vertragsklausel über das auf den Vertrag anwendbare 
Recht oder über das zuständige Gericht;

12. die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in 
dieser Widerrufsbelehrung genannten Vorabinformationen 
mitgeteilt werden, sowie die Sprachen, in denen sich der 
Unternehmer verpflichtet, mit Zustimmung des Verbrau-
chers die Kommunikation während der Laufzeit dieses Ver-
trags zu führen;

13. den Hinweis, ob der Verbraucher ein außergerichtliches 
Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren, dem der Unter-
nehmer unterworfen ist, nutzen kann, und gegebenenfalls 
dessen Zugangsvoraussetzungen;
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Abschnitt 3

Widerrufsfolgen

Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits emp-
fangenen Leistungen zurückzugewähren. Sie sind zur Zahlung 
von Wertersatz für die bis zum Widerruf erbrachte Dienstleis-
tung verpflichtet, wenn Sie vor Abgabe Ihrer Vertragserklärung 
auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurden und ausdrücklich zu-
gestimmt haben, dass vor dem Ende der Widerrufsfrist mit der 
Ausführung der Gegenleistung begonnen werden kann. Besteht 
eine Verpflichtung zur Zahlung von Wertersatz, kann dies dazu 
führen, dass Sie die vertraglichen Zahlungsverpflichtungen für 
den Zeitraum bis zum Widerruf dennoch erfüllen müssen. Ihr 
Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden 
Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt ist, 
bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Verpflichtungen 
zur Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen 
erfüllt werden. Diese Frist beginnt für Sie mit der Absendung 
Ihrer Widerrufserklärung, für uns mit deren Empfang.

Besondere Hinweise

Bei Widerruf dieses Vertrags sind Sie auch an einen mit diesem 
Vertrag zusammenhängenden Vertrag nicht mehr gebunden, 
wenn der zusammenhängende Vertrag eine Leistung betrifft, 
die von uns oder einem Dritten auf der Grundlage einer Verein-
barung zwischen uns und dem Dritten erbracht wird.

Ende der Widerrufsbelehrung
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Informationen für Verbraucher
Für eine bessere Lesbarkeit verzichten wir in unseren Bedingungen auf eine geschlechterspezifische Differenzierung. Wir nutzen das gene-
rische Maskulinum als neutrale grammatikalische Ausdrucksweise, die ausdrücklich alle Geschlechter und Geschlechtsidentitäten umfasst.

Vertragspartner

Firma Deutsche Kreditbank Aktiengesellschaft

Zentrale Taubenstraße 7– 9, 10117 Berlin, Deutschland

Telefon 030 120 300 00

Telefax 030 120 300 01

E-Mail info@dkb.de

Internet www.dkb.de

Weitere Anschrift Bereich Individualkunden, Karolinenplatz 1, 80333 München

Handelsregister Amtsgericht Berlin-Charlottenburg HRB 34165 B

Umsatzsteueridentifikationsnr. DE137178746

Gesetzlicher Vertreter Vorstand
Stefan Unterlandstättner, Vorsitzender
Tilo Hacke
Jan Walther
Arnulf Keese
Kristina Mikenberg

Hauptgeschäftstätigkeit Betrieb von Bankgeschäften aller Art und damit zusammenhängender Geschäfte

Zuständige Aufsichtsbehörden Für die Zulassung zuständige Aufsichtsbehörde:
Europäische Zentralbank
Sonnemannstr. 20, 60314 Frankfurt am Main
(Internet: www.ecb.europa.eu)

Für den Verbraucherschutz zuständige Aufsichtsbehörde:
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht,
Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn und
Marie-Curie-Str. 24 – 28, 60439 Frankfurt am Main
(Internet: www.bafin.de)

Die Deutsche Kreditbank AG (nachfolgend „DKB AG“ genannt) hat sich verpflichtet, bei der Vergabe von Darlehen gemäß dem Kodex 
„Verantwortungsvolle Kreditvergabe für Verbraucher“ (www.kredit-mit-verantwortung.de) zu handeln.

Beschwerde- und  
Alternative Streitbeilegungsverfahren

Der Kunde hat folgende außergerichtliche Möglichkeiten:
 - Der Kunde kann sich mit einer Beschwerde an die DKB AG, Taubenstraße 7– 9, 10117 Berlin, 
Hotline: 030 120 300 00, E-Mail: info@dkb.de wenden.

 - Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der DKB AG besteht für Kunden die Möglichkeit, den 
Ombudsmann der öffentlichen Banken anzurufen (www.voeb.de). Näheres regelt die „Ver-
fahrensordnung für die Schlichtung von Kundenbeschwerden im deutschen Bankgewerbe“ 
(beim Bundesverband Öffentlicher Banken Deutschlands e. V. erhältlich). Die Beschwerde ist 
schriftlich an die Kundenbeschwerdestelle beim Bundesverband Öffentlicher Banken Deutsch-
lands e. V., Postfach 110272, 10832 Berlin, oder an ombudsmann@voeb-kbs.de zu richten. 
Die DKB AG ist verpflichtet, an einem solchen außergerichtlichen Verfahren zur Beilegung von 
Streitigkeiten teilzunehmen.

Das Verfahren vor der Verbraucherschlichtungsstelle ist für den Antragsteller kostenfrei. Aus-
lagen werden grundsätzlich nicht erstattet. Sofern sich der Antragsteller in dem Verfahren ver-
treten lässt, trägt er die Kosten seines Vertreters selbst. In Sondersituationen erhebt die Ver-
braucherschlichtungsstelle von den hiervon betroffenen Kreditinstituten einen anteiligen Beitrag 
von bis zu 100 € pro Fall an den Mehrkosten.
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Die Durchführung eines Schlichtungsverfahrens ist in Textform zu beantragen. Als Antrag gilt 
die Beschwerde. Eine vorherige erfolglose Beschwerde beim Kreditinstitut ist keine Vorausset-
zung für die Durchführung eines Schlichtungsverfahrens. In dem Antrag sind die Streitigkeit, 
die geschlichtet werden soll, zu schildern und ein konkretes Begehren darzulegen. Dem Antrag 
sind die zum Verständnis der Streitigkeit erforderlichen Unterlagen beizufügen. Der Antrag-
steller hat außerdem zu versichern, dass wegen derselben Streitigkeit ein Verfahren bei einer 
Verbraucherschlichtungsstelle weder durchgeführt wurde noch anhängig ist, über die Streitig-
keit von einem Gericht nicht durch Sachurteil entschieden wurde und die Streitigkeit auch nicht 
bei einem Gericht anhängig ist, die Streitigkeit weder durch Vergleich noch in anderer Weise 
beigelegt wurde, nicht bereits wegen der Streitigkeit ein Antrag auf Bewilligung von Prozess-
kostenhilfe abgelehnt worden ist, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine hinreichende 
Aussicht auf Erfolg bot oder mutwillig erschien, und, sofern es sich um eine Streitigkeit über 
den Anspruch auf Abschluss eines Basiskontovertrags handelt, ein Verwaltungsverfahren nach 
den §§ 48 bis 50 des Zahlungskontengesetzes weder anhängig noch in einem solchen Verfah-
ren unanfechtbar über den Anspruch entschieden worden ist.

 - Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem Anwendungsgebiet des Zah-
lungsdiensterechtes (§§ 675c bis 676c des Bürgerlichen Gesetzbuchs, Artikel 248 des Ein-
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch und Vorschriften des Zahlungsdiensteauf-
sichtsgesetzes) besteht zudem die Möglichkeit, eine Beschwerde bei der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht einzulegen. Die Verfahrensordnung ist bei der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht erhältlich. Die Adresse lautet: Graurheindorfer Str. 108, 53117 
Bonn.

Das Verfahren vor der Schlichtungsstelle der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
ist für den Verbraucher kostenfrei. Auslagen wie zum Beispiel Porto, Telefongebühren, Kopien 
oder Anwaltskosten werden aber nicht erstattet. Von den beteiligten Unternehmen erhebt die 
Schlichtungsstelle grundsätzlich eine Gebühr über 200 Euro.

Im Streitfall können Verbraucher einen Antrag auf Schlichtung bei den Verbraucherschlich-
tungsstellen stellen. Der Antrag auf Durchführung eines Schlichtungsverfahrens ist schriftlich 
unter kurzer Schilderung des Sachverhalts und mit dem zum Verständnis der Streitigkeit er-
forderlichen Unterlagen (zum Beispiel Schriftwechsel, Vertragsbedingungen, Kostenberechnun-
gen) bei der Geschäftsstelle der Schlichtungsstelle einzureichen. Verbraucher können einen 
solchen Antrag auch per E-Mail stellen.

Dabei müssen Verbraucher als Antragsteller versichern, dass (1) wegen derselben Streitigkeit 
ein Verfahren bei einer Verbraucherschlichtungsstelle weder durchgeführt wurde noch anhän-
gig ist, (2) bei Streitigkeiten über den Anspruch auf Abschluss eines Basiskontovertrages weder 
ein Verwaltungsverfahren nach den §§ 48 bis 50 des Zahlungskontengesetzes anhängig ist, 
noch in einem solchen Verfahren unanfechtbar über den Anspruch entschieden worden ist, (3) 
über die Streitigkeit von einem Gericht nicht durch Sachurteil entschieden wurde oder (4) die 
Streitigkeit nicht bei einem Gericht anhängig ist, (5) die Streitigkeit weder durch Vergleich noch 
in anderer Weise beigelegt wurde und (6) wegen der Streitigkeit ein Antrag auf Bewilligung von 
Prozesskostenhilfe nicht abgelehnt worden ist, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine 
hinreichende Aussicht auf Erfolg bot oder mutwillig erschien.

Ein Schlichtungsverfahren kann ohne diese Angaben, die nach der FinSV (Finanzschlichtungs-
Verordnung) notwendig sind, nicht durchgeführt werden.

 - Die Europäische Kommission hat unter http://ec.europa.eu/odr eine Europäische Online-Streit-
beilegungsplattform (OS-Plattform) errichtet. Verbraucher können die Plattform zur außerge-
richtlichen Beilegung einer Streitigkeit aus Online-Verträgen mit einem in der EU niedergelas-
senen Unternehmen nutzen.

Verbraucher und Unternehmer haben die Möglichkeit, auf dieser Plattform durch Ausfüllen 
eines in allen Amtssprachen der Organe der Union verfügbaren Online-Formulars Beschwer-
den einzureichen und einschlägige Unterlagen beizufügen. Die Beschwerden werden dann über 
die Plattform an die für die betreffende Streitigkeit zuständige „Alternative Streitbeilegungs-
Stelle“ weitergeleitet. Die OS-Plattform stellt ein kostenloses elektronisches Fallbearbeitungs-
instrument bereit, das es den „Alternativen Streitbeilegungs-Stellen“ ermöglicht, das Streit-
beilegungsverfahren mit den Parteien über die OS-Plattform abzuwickeln.

Rechtsordnung/Gerichtsstand Vertragsanbahnung, Vertragsschluss und Vertrag unterliegen dem Recht der Bundesrepublik 
Deutschland. Ein Gerichtsstand ist vertraglich nicht vereinbart.

Vertragssprache Die Vertragsbedingungen und die vorvertraglichen Informationen stehen nur in deutscher Spra-
che zur Verfügung. Maßgebliche Sprache für dieses Vertragsverhältnis und die vereinbarte Kom-
munikation mit dem Kunden während der Laufzeit des Vertrages ist Deutsch.
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Schutz der Einlagen Die DKB AG ist der Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH angeschlossen. Von der 
DKB AG ausgegebene Inhaberschuldverschreibungen werden nicht geschützt. Näheres ist dem 
„Informationsbogen für Einleger“ und der Internetseite der Entschädigungseinrichtung deut-
scher Banken GmbH unter www.edb-banken.de zu entnehmen.

Die DKB AG ist außerdem dem Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes Öffentlicher 
Banken Deutschlands e. V. (im Folgenden Einlagensicherungsfonds) angeschlossen. Gesichert 
werden die Einlagen von Nicht-Kreditinstituten über die gesetzlichen Anforderungen hinaus nach 
Maßgabe der Fondssatzung. Hierzu zählen insbesondere Sicht- und Termineinlagen. Nicht ge-
schützt sind u. a. Forderungen, über die die DKB AG Inhaberpapiere ausgestellt hat, wie z. B. 
Inhaberschuldverschreibungen, und Pfandbriefe (auch wenn sie auf den Namen lauten).

Näheres zum Umfang und zu Ausnahmen der Einlagensicherung sind der Internetseite des Ein-
lagensicherungsfonds unter www.voeb-es.de zu entnehmen.

Soweit der Einlagensicherungsfonds oder ein von ihm Beauftragter an einen Kunden leistet, 
gehen dessen Forderungen gegen die DKB AG in entsprechender Höhe Zug um Zug auf den Ein-
lagensicherungsfonds über. Entsprechendes gilt, wenn der Einlagensicherungsfonds die Zahlung 
mangels Weisung eines Kunden auf ein Konto leistet, das zu seinen Gunsten bei einer anderen 
Bank eröffnet wird. Die DKB AG ist befugt, dem Einlagensicherungsfonds oder einem von ihm 
Beauftragten alle in diesem Zusammenhang erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen 
zur Verfügung zu stellen.
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Wesentliche Merkmale

Unter Onlinebanking sind die Banking- und Brokerage-Funktio-
nen auf der Webseite der DKB AG, angebotene Funktionen des 
Mobile Banking sowie alle Funktionen und Applikationen (z. B. 
Apps) zu verstehen, welche die DKB AG ihren Kunden zur Ver-
fügung stellt. Der Kunde und dessen Bevollmächtigte (nach-
folgend „Teilnehmer“) können Bankgeschäfte mittels Online-
banking in dem von der Deutschen Kreditbank AG (nachfolgend 
„DKB AG“) angebotenen Umfang abwickeln und Informationen 
der DKB AG mittels Onlinebanking abrufen. Zudem erhält der 
Kunde Mit teilungen der DKB AG im elektronischen Postfach.

Teilnehmer sind zusätzlich berechtigt, für die Auslösung eines 
Zahlungsauftrages einen Zahlungsauslösedienst und für die Mit-
teilung von Informationen über ein Zahlungskonto einen Konto-
informationsdienst zu nutzen. Darüber hinaus können sie von 
ihnen ausgewählte sonstige Drittdienste nutzen.

Die Nutzung der von der DKB AG für das Onlinebanking zur Ver-
fügung gestellten App wird als das Standardverfahren zur Au-
thentifizierung und Autorisierung vereinbart. Als Alternative dazu 
angebotene weitere Verfahren zur Authentifizierung und Auto-
risierung (z. B. TAN-Übermittlung mittels TAN-Generator) sind 
Sonderleistungen, für die gegebenenfalls Entgelte nach Maßgabe 
des Preis- und Leistungsverzeichnisses anfallen.

Der Teilnehmer kann das Onlinebanking nutzen, wenn die 
DKB AG ihn authentifiziert hat. Authentifizierung ist das Verfah-
ren, mit dessen Hilfe die DKB AG die Identität des Teilnehmers 
oder die berechtigte Verwendung eines vereinbarten Zahlungs-
instruments, einschließlich der Verwendung des Personalisier-
ten Sicherheitsmerkmals des Teilnehmers überprüfen kann. Au-
thentifizierungselemente sind
 - Wissenselemente, also etwas, das nur der Teilnehmer weiß und

 - Besitzelemente, also etwas, das nur der Teilnehmer besitzt 
sowie

 - Seinselemente, also etwas, das der Teilnehmer ist.

Die Authentifizierung des Teilnehmers erfolgt, indem der Teil-
nehmer gemäß der Anforderung der DKB AG das Wissensele-
ment und/oder den Nachweis des Besitzelements und/oder den 
Nachweis des Seinselements an die DKB AG übermittelt.

Der Teilnehmer erhält Zugang zum Onlinebanking der DKB AG, 
wenn
 - er seine individuelle Teilnehmerkennung (z. B. Kontonummer, 
Anmeldename) angibt und

 - er sich unter Verwendung der von der DKB AG angeforderten 
Authentifizierungselemente ausweist und

 - keine Sperre des Zugangs vorliegt.

Der Teilnehmer muss einem Auftrag (z. B. Überweisung) zu des-
sen Wirksamkeit zustimmen (Autorisierung). Auf Anforderung 
hat er hierzu Authentifizierungselemente (z. B. Eingabe einer TAN 
als Nachweis des Besitzelements) zu verwenden, sofern mit der 
DKB AG nichts anderes vereinbart wurde. Die DKB AG bestätigt 
mittels Onlinebanking den Eingang des Auftrags.

Die Bearbeitung der Aufträge erfolgt an den für die Abwicklung 
der jeweiligen Auftragsart (z. B. Überweisung) auf der Online-
banking-Seite der DKB AG oder im Preis- und Leistungs-
verzeichnis bekannt gegebenen Geschäftstagen im Rahmen des 
ordnungsgemäßen Arbeitsablaufs, wenn die Ausführungsbedin-
gungen vorliegen.

Mit Eingehen der Geschäftsbeziehung (z. B. durch Abschluss 
eines Girokonto-Vertrags, DKB-Broker, DKB-Sparplan etc.) 
richtet die DKB AG dem Teilnehmer ein elektronisches Post-
fach ein. In das elektronische Postfach werden für den Teil-
nehmer bestimmte persönliche Mitteilungen der DKB AG (z. B. 
Kreditkartenabrech nungen, Konto- und Depotauszüge, Rech-
nungsabschlüsse, seine Geschäftsbeziehung zur DKB AG be-
treffende Mitteilungen) online eingestellt. Soweit die DKB AG 
nicht nur verpflichtet ist, die betreffenden Dokumente zum Ab-
ruf durch den Teilnehmer bereit zu stellen (z. B. Kreditkarten-
abrechnungen, Konto- und Depotauszüge), wird sie den Teilneh-
mer zusätzlich per Nachricht an die hinterlegte E-Mail-Adresse 
oder auf sonstige Weise auf die Einstellung der Mitteilung in das 
elektronische Postfach hinweisen. Der Teilnehmer kann sich die 
Mitteilungen online ansehen, diese herunterladen, ausdrucken 
und archivieren. Der Teilnehmer ist verpflichtet, die eingestell-
ten Mitteilungen zeitnah abzurufen und sie unverzüglich auf ihre 
Richtigkeit zu überprüfen. Etwaige Einwendungen sind unver-
züglich zu erheben. Die DKB AG stellt die Unveränderbarkeit der 
in das elektronische Postfach eingestellten Dokumente sicher, 
sofern diese innerhalb des elektronischen Postfachs gespeichert 
oder aufbewahrt werden.

Laufzeit des Vertrages

Die Onlinebanking-Vereinbarung ist auf unbestimmte Zeit ge-
schlossen.

Gesamtpreis/Kosten/Steuern

Für das Onlinebanking ist kein Gesamtpreis vereinbart. Ggf. zu-
sätzlich anfallende Entgelte bzw. Kosten ergeben sich aus dem 
Preis- und Leistungsverzeichnis für Privatkunden der DKB AG.

Kosten und Steuern, die nicht von der DKB AG abgeführt oder 
von ihr in Rechnung gestellt werden, hat der Kunde selbst zu 
tragen. 

Zustandekommen des Vertrages

Das Onlinebanking wird durch Einbeziehung der Bedingungen 
für Onlinebanking in den Girokonto-Vertrag vereinbart.

Vertragliche Kündigungsregeln

Ein vertragliches Kündigungsrecht besteht für beide Vertragspar-
teien nur im Rahmen der Kündigung der gesamten Geschäfts-
verbindung.

Informationen für Verbraucher
Onlinebanking
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Weitere Informationen 

Weitere vorvertragliche Informationen ergeben sich aus den 
Vertragsdokumenten, den darin vereinbarten Bedingungen 
sowie dem Preis- und Leistungsverzeichnis für Privatkunden 
der DKB AG.
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Abschnitt 1

Widerrufsrecht 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne 
Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen Erklärung wi-
derrufen. Die Frist beginnt nach Abschluss des Vertrags und 
nachdem Sie die Vertragsbestimmungen einschließlich der All-
gemeinen Geschäftsbedingungen sowie alle nachstehend unter 
Abschnitt 2 aufgeführten Informationen auf einem dauerhaften 
Datenträger (z. B. Brief, Telefax, E-Mail) erhalten haben. Zur 
Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absen-
dung des Widerrufs, wenn die Erklärung auf einem dauerhaften 
Datenträger erfolgt. Der Widerruf ist zu richten an:

Deutsche Kreditbank AG, Taubenstr. 7– 9, 10117 Berlin,
Telefax: 030 120300 01, E-Mail: info@dkb.de

Abschnitt 2

Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche 
Informationen

Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen 
folgende Angaben:

Allgemeine Informationen:

1. das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts so-
wie die Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbeson-
dere Name und Anschrift desjenigen, gegenüber dem der 
Widerruf zu erklären ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs 
einschließlich Informationen über den Betrag, den der Ver-
braucher im Fall des Widerrufs für die erbrachte Leistung zu 
zahlen hat, sofern er zur Zahlung von Wertersatz verpflichtet 
ist (zugrunde liegende Vorschrift: § 357b des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs);

2. die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der 
Zahlungsdienstleister der Aufnahme von Beziehungen zum 
Verbraucher vor Abschluss des Vertrags zugrunde legt;

3. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung;

4. gegebenenfalls anfallende Kosten sowie einen Hinweis auf 
mögliche Steuern oder Kosten, die nicht über den Zahlungs-
dienstleister abgeführt oder von ihm in Rechnung gestellt 
werden;

Widerrufsbelehrung

5. das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschädi-
gungsregelungen, die weder unter die gemäß der Richtlinie 
2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. April 2014 über Einlagensicherungssysteme (ABl. 
L 173 vom 12.6.2014, S. 149; L 212 vom 18.7.2014, S. 47; 
L 309 vom 30.10.2014, S. 37) geschaffenen Einlagensiche-
rungssysteme noch unter die gemäß der Richtlinie 97/9/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. März 
1997 über Systeme für die Entschädigung der Anleger (ABl. 
L 84 vom 26.3.1997, S. 22) geschaffenen Anlegerentschädi-
gungssysteme fallen;

Informationen zur Erbringung von Zahlungsdiensten:

6. zum Zahlungsdienstleister

a) den Namen und die ladungsfähige Anschrift seiner Haupt-
verwaltung sowie alle anderen Anschriften einschließlich 
E-Mail-Adresse, die für die Kommunikation mit dem Zah-
lungsdienstleister von Belang sind;

b) die für den Zahlungsdienstleister zuständigen Aufsichtsbe-
hörden und das bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht geführte Register oder jedes andere relevante 
öffentliche Register, in das der Zahlungsdienstleister als zu-
gelassen eingetragen ist, sowie seine Registernummer oder 
eine gleichwertige in diesem Register verwendete Kennung;

 

7. zur Nutzung des Zahlungsdienstes

a) eine Beschreibung der wesentlichen Merkmale des zu er-
bringenden Zahlungsdienstes;

b) Informationen oder Kundenkennungen, die für die ordnungs-
gemäße Auslösung oder Ausführung eines Zahlungsauftrags 
erforderlich sind;

c) die Art und Weise der Zustimmung zur Auslösung eines 
Zahlungsauftrags oder zur Ausführung eines Zahlungsvor-
gangs und des Widerrufs eines Zahlungsauftrags (zugrunde 
liegende Vorschriften: §§ 675j und 675p des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs);

d) den Zeitpunkt, ab dem ein Zahlungsauftrag als zugegan-
gen gilt (zugrunde liegende Vorschrift: § 675n Absatz 1 des 
Bürger lichen Gesetzbuchs);
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e) einen vom Zahlungsdienstleister festgelegten Zeitpunkt 
nahe am Ende eines Geschäftstags, bei dessen Ablauf ein 
nach diesem Zeitpunkt zugegangener Zahlungsauftrag des 
Verbrauchers als am darauf folgenden Geschäftstag zuge-
gangen gilt (zugrunde liegende Vorschrift: § 675n Absatz 1 
Satz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

f) die maximale Ausführungsfrist für die zu erbringenden 
Zahlungsdienste;

g) einen Hinweis auf die Möglichkeit, Betragsobergrenzen für 
die Nutzung eines Zahlungsinstruments (wie beispielsweise 
eine Zahlungskarte) zu vereinbaren (zugrunde liegende Vor-
schrift: § 675k Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

 

8. zu Entgelten, Zinsen und Wechselkursen

a) alle Entgelte, die der Verbraucher an den Zahlungsdienst-
leister zu entrichten hat, einschließlich derjenigen, die sich 
danach richten, wie und wie oft über die geforderten Infor-
mationen zu unterrichten ist;

b) eine Aufschlüsselung dieser Entgelte;

9. zur Kommunikation

a) die Kommunikationsmittel, deren Nutzung für die Informa-
tionsübermittlung und Anzeigepflichten vereinbart wird, ein-
schließlich der technischen Anforderungen an die Ausstat-
tung und die Software des Verbrauchers; 

b) Angaben dazu, wie und wie oft die vom Zahlungsdienst-
leister vor und während des Vertragsverhältnisses, vor der 
Ausführung von Zahlungsvorgängen sowie bei einzelnen 
Zahlungsvorgängen zu erteilenden Informationen mitzutei-
len oder zugänglich zu machen sind;

c) die Sprache oder die Sprachen, in der oder in denen der Ver-
trag zu schließen ist und in der oder in denen die Kommuni-
kation für die Dauer des Vertragsverhältnisses erfolgen soll;

d) einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, während 
der Vertragslaufzeit jederzeit die Übermittlung der Vertrags-
bedingungen sowie der in dieser Widerrufsbelehrung ge-
nannten vorvertraglichen Informationen zur Erbringung von 
Zahlungsdiensten in Papierform oder auf einem anderen 
dauerhaften Datenträger zu verlangen;

10. zu den Schutz- und Abhilfemaßnahmen

a) eine Beschreibung, wie der Verbraucher ein Zahlungsinstru-
ment sicher aufbewahrt und wie er seine Pflicht gegenüber 
dem Zahlungsdienstleister oder einer von diesem benannten 
Stelle erfüllt, den Verlust, den Diebstahl, die missbräuch-
liche Verwendung oder die sonstige nicht autorisierte Nut-
zung eines Zahlungsinstruments unverzüglich anzuzeigen, 
nachdem er hiervon Kenntnis erlangt hat (zugrunde liegende 
Vorschrift: § 675l Absatz 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs);

b) eine Beschreibung des sicheren Verfahrens zur Unterrich-
tung des Verbrauchers durch den Zahlungsdienstleister im 
Fall vermuteten oder tatsächlichen Betrugs oder bei Sicher-
heitsrisiken;

c) die Bedingungen, unter denen sich der Zahlungsdienstleis-
ter das Recht vorbehält, ein Zahlungsinstrument des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs zu sperren (zugrunde liegende Vor-
schrift: § 675k Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

d) Informationen zur Haftung des Verbrauchers bei Verlust, 
Diebstahl, Abhandenkommen oder sonstiger missbräuch-
licher Verwendung des Zahlungsinstruments einschließlich 
Angaben zum Höchstbetrag (zugrunde liegende Vorschrift: 
§ 675v des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

e) Informationen über die Haftung des Zahlungsdienstleisters 
bei nicht autorisierten Zahlungsvorgängen (zugrunde liegen-
de Vorschrift: § 675u des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

f) Angaben dazu, wie und innerhalb welcher Frist der Ver-
braucher dem Zahlungsdienstleister nicht autorisierte oder 
fehlerhaft ausgelöste oder ausgeführte Zahlungsvorgänge 
anzeigen muss (zugrunde liegende Vorschrift: § 676b des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs);

g) Informationen über die Haftung des Zahlungsdienstleisters 
bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Auslösung 
oder Ausführung von Zahlungsvorgängen sowie Informa-
tionen über dessen Verpflichtung, auf Verlangen Nach-
forschungen über den nicht oder fehlerhaft ausgeführten 
Zahlungsvorgang anzustellen (zugrunde liegende Vorschrift: 
§ 675y des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

h) die Bedingungen für den Erstattungsanspruch des Verbrau-
chers bei einem vom oder über den Zahlungsempfänger 
ausgelösten autorisierten Zahlungsvorgang (beispielswei-
se bei SEPA-Lastschriften) (zugrunde liegende Vorschrift: 
§ 675x des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

11. zu Änderungen der Bedingungen und Kündigung des Zah-
lungsdiensterahmenvertrags

a) die Vereinbarung, dass die Zustimmung des Verbrauchers 
zu einer Änderung der Vertragsbedingungen als erteilt gilt, 
wenn der Verbraucher dem Zahlungsdienstleister seine Ab-
lehnung nicht vor dem Zeitpunkt angezeigt hat, zu dem die 
geänderten Vertragsbedingungen in Kraft treten sollen (zu-
grunde liegende Vorschrift: § 675g des Bürgerlichen Gesetz-
buchs); 

b) die Laufzeit des Zahlungsdiensterahmenvertrags;

c) einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, den Vertrag 
zu kündigen;

d) gegebenenfalls einen Hinweis auf folgende kündigungsrele-
vante Vereinbarungen: 

aa) die Vereinbarung eines Kündigungsrechts des Zahlungs-
dienstleisters unter Einhaltung einer Frist von mindes-
tens zwei Monaten, die voraussetzt, dass der Vertrag auf 
unbestimmte Zeit geschlossen ist (zugrunde liegende 
Vorschrift: § 675h Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs), 

bb) das Recht zur fristlosen Kündigung des Verbrauchers 
vor dem Wirksamwerden einer vom Zahlungsdienstleis-
ter vorgeschlagenen Änderung des Vertrags, wenn die 
Zustimmung des Verbrauchers zur Änderung nach einer 
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Vereinbarung im Vertrag ohne ausdrückliche Ablehnung 
als erteilt gälte,  sofern der Zahlungsdienstleister den 
Verbraucher auf die Folgen seines Schweigens sowie 
auf das Kündigungsrecht hingewiesen hat (zugrunde 
liegende Vorschrift: § 675g Absatz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs);

12. die Vertragsklauseln über das auf den Zahlungsdienster-
ahmenvertrag anwendbare Recht oder über das zuständige 
Gericht;

13. einen Hinweis auf die dem Verbraucher offenstehenden Be-
schwerdeverfahren wegen mutmaßlicher Verstöße des Zah-
lungsdienstleisters gegen dessen Verpflichtungen (zugrunde 
liegende Vorschriften: §§ 60 bis 62 des Zahlungsdiensteauf-
sichtsgesetzes) sowie auf Verbrauchern offenstehende au-
ßergerichtliche Rechtsbehelfsverfahren (zugrunde liegende 
Vorschrift: § 14 des Unterlassungsklagengesetzes).

Abschnitt 3

Widerrufsfolgen

Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits emp-
fangenen Leistungen zurückzugewähren. Sie sind zur Zahlung 
von Wertersatz für die bis zum Widerruf erbrachte Dienstleis-
tung verpflichtet, wenn Sie vor Abgabe Ihrer Vertragserklärung 
auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurden und ausdrücklich zu-
gestimmt haben, dass vor dem Ende der Widerrufsfrist mit der 
Ausführung der Gegenleistung begonnen werden kann. Besteht 
eine Verpflichtung zur Zahlung von Wertersatz, kann dies dazu 
führen, dass Sie die vertraglichen Zahlungsverpflichtungen für 
den Zeitraum bis zum Widerruf dennoch erfüllen müssen. Ihr 
Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden 
Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt ist, 
bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Verpflichtungen 
zur Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen 
erfüllt werden. Diese Frist beginnt für Sie mit der Absendung 
Ihrer Widerrufserklärung, für uns mit deren Empfang.

Besondere Hinweise

Bei Widerruf dieses Vertrags sind Sie auch an einen mit diesem 
Vertrag zusammenhängenden Vertrag nicht mehr gebunden, 
wenn der zusammenhängende Vertrag eine Leistung betrifft, 
die von uns oder einem Dritten auf der Grundlage einer Verein-
barung zwischen uns und dem Dritten erbracht wird.

Ende der Widerrufsbelehrung
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Allgemeine Geschäftsbedingungen
Grundlagen der Geschäftsbeziehung zwischen Kunde und Bank

Allgemeines

Nr. 1 – Grundlagen der Geschäftsbeziehung

1 Geschäftsbeziehung als Vertrauensverhältnis
Die Geschäftsbeziehung zwischen dem Kunden und der Deutschen-
Kreditbank AG (nachfolgend „DKB AG“) ist durch die Besonderheiten 
des Bankgeschäfts und ein besonderes Vertrauensverhältnis geprägt. 
Der Kunde kann sich darauf verlassen, dass die DKB AG seine Aufträ-
ge mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns ausführt und das 
Bankgeheimnis wahrt.

2 Allgemeine und besondere Geschäftsbedingungen
Für die Geschäftsbeziehung gelten ergänzend zu den einzelvertragli-
chen Vereinbarungen diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB). 
Für einzelne Geschäftszweige gelten ergänzend oder abweichend be-
sondere Bedingungen, z. B. für die Bereiche des Zahlungsverkehrs und 
der Wertpapiergeschäfte; diese werden beim Vertragsschluss (etwa bei 
der Kontoeröffnung) oder bei Erteilung von Aufträgen mit dem Kunden 
vereinbart.

Nr. 2 – Änderungen

1 Änderungsangebot
Änderungen dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen und der be-
sonderen Bedingungen werden dem Kunden spätestens zwei Monate 
vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform 
angeboten. Hat der Kunde mit der DKB AG im Rahmen der Geschäfts-
beziehung einen elektronischen Kommunikationsweg vereinbart (z. B. 
Onlinebanking), können die Änderungen auch auf diesem Wege an-
geboten werden.

2 Annahme durch den Kunden 
Die von der DKB AG angebotenen Änderungen werden nur wirksam, 
wenn der Kunde diese annimmt, gegebenenfalls im Wege der nachfol-
gend geregelten Zustimmungsfiktion.

3 Annahme durch den Kunden im Wege der Zustimmungsfiktion 
Das Schweigen des Kunden gilt nur dann als Annahme des Änderungs-
angebotes (Zustimmungsfiktion), wenn 

a) das Änderungsangebot der DKB AG erfolgt, um die Übereinstim-
mung der vertraglichen Bestimmungen mit einer veränderten Rechts-
lage wiederherzustellen, weil eine Bestimmung der Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen oder der besonderen Bedingungen
 -  aufgrund einer Änderung von Gesetzen, einschließlich unmittelbar 
geltender Rechtsvorschriften der Europäischen Union, nicht mehr der 
Rechtslage entspricht oder 

 - durch eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung, auch durch ein 
Gericht erster Instanz, unwirksam wird oder nicht mehr verwendet 
werden darf oder

 - aufgrund einer verbindlichen Verfügung einer für die DKB AG zustän-
digen nationalen oder internationalen Behörde (z. B. der Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht oder der Europäischen Zen-
tralbank) nicht mehr mit den aufsichtsrechtlichen Verpflichtungen 
der DKB AG in Einklang zu bringen ist 

und

b) der Kunde das Änderungsangebot der DKB AG nicht vor dem vorge-
schlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen abgelehnt 
hat. Die DKB AG wird den Kunden im Änderungsangebot auf die Folgen 
seines Schweigens hinweisen.

4 Ausschluss der Zustimmungsfiktion 
Die Zustimmungsfiktion findet keine Anwendung
 - bei Änderungen der Nummern 2 und 17 Abs. 6 der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen und der entsprechenden Regelungen in den 
besonderen Bedingungen oder

 - bei Änderungen, die die Hauptleistungspflichten des Vertrages und 
die Entgelte für Hauptleistungen betreffen, oder

 - bei Änderungen von Vereinbarungen, die auf eine über das vereinbarte 
Entgelt für die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Verbrau-
chers gerichtet sind, oder

 - bei Änderungen, die dem Abschluss eines neuen Vertrages gleich-
kommen, oder

 - bei Änderungen, die das bisher vereinbarte Verhältnis von Leistung 
und Gegenleistung erheblich zugunsten der DKB AG verschieben 
würden.

In diesen Fällen wird die DKB AG die Zustimmung des Kunden zu den 
Änderungen auf andere Weise einholen.

5 Kündigungsrecht des Kunden bei der Zustimmungsfiktion 
Macht die DKB AG von der Zustimmungsfiktion Gebrauch, kann der 
Kunde den von der Änderung betroffenen Vertrag vor dem vorgeschla-
genen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen auch fristlos 
und kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird die DKB AG 
den Kunden in ihrem Änderungsangebot besonders hinweisen.

6 Zustimmungsfiktion bei Kunden, die keine Verbraucher sind
Sofern der Kunde kein Verbraucher ist, findet abweichend von den 
Absätzen 3a und 4 bei jedem Änderungsangebot der DKB AG die 
Zustimmungsfiktion bezüglich der Annahmeerklärung des Kunden 
Anwendung; die Maßgaben nach den Absätzen 1, 2, 3b und 5 dieses 
Abschnitts bleiben unberührt. Insbesondere für die Änderung von Zah-
lungsdiensterahmenverträgen gilt die Zustimmungsfiktion hiermit als 
vereinbart (§ 675g Absatz 2 BGB).

Nr. 3 – Bankauskünfte

1 Inhalt von Bankauskünften
Bankauskünfte sind allgemein gehaltene Feststellungen und Bemer-
kungen über die wirtschaftlichen Verhältnisse von Kunden, deren 
Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähigkeit. Betragsmäßige Angaben über 
Kontostände, Sparguthaben, Depot- oder sonstige der DKB AG anver-
traute Vermögenswerte sowie Kreditinanspruchnahmen werden nicht 
gemacht.

2 Voraussetzungen für die Auskunftserteilung
Die DKB AG darf Bankauskünfte über juristische Personen und im Han-
delsregister eingetragene Kaufleute erteilen, sofern sich die Anfrage 
auf deren geschäftliche Tätigkeit bezieht und der DKB AG keine anders 
lautende Weisung des Kunden vorliegt. In allen anderen Fällen darf 
die DKB AG Bankauskünfte nur erteilen, wenn der Kunde dem allge-
mein oder im Einzelfall ausdrücklich zugestimmt hat. Bankauskünfte 
erhalten nur eigene Kunden sowie andere Kreditinstitute für deren ei-
gene Zwecke und die ihrer Kunden; sie werden nur erteilt, wenn der 
Anfragende ein berechtigtes Interesse an der gewünschten Auskunft 
glaubhaft darlegt.

3 Schriftliche Bestätigung
Bei mündlichen Auskünften über Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähig-
keit behält sich die DKB AG eine unverzügliche schriftliche Bestätigung 
vor, deren Inhalt von diesem Zeitpunkt an maßgeblich ist.
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Nr. 4 – Vertretungs- und Verfügungsbefugnisse

1 Bekanntgabe
Der DKB AG bekannt gegebene Vertretungs- oder Verfügungsbefugnis-
se gelten, bis ihr eine Mitteilung über das Erlöschen oder eine Ände-
rung in Textform oder, wenn im Rahmen der Geschäftsbeziehung der 
elektronische Kommunikationsweg vereinbart wurde (z. B. Onlineban-
king), auf diesem Wege zugeht, es sei denn, diese Umstände sind der 
DKB AG bekannt oder infolge Fahrlässigkeit nicht bekannt. Dies gilt 
auch, wenn die Befugnisse in einem öffentlichen Register eingetragen 
sind und eine Änderung veröffentlicht ist.

2 Mangel in der Geschäftsfähigkeit des Vertreters
Der Kunde trägt den Schaden, der daraus entstehen sollte, dass die 
DKB AG von einem eintretenden Mangel in der Geschäftsfähigkeit sei-
nes Vertreters unverschuldet keine Kenntnis erlangt.

Nr. 5 – Legitimationsurkunden

1 Erbnachweise
Nach dem Tode des Kunden hat derjenige, der sich gegenüber der 
DKB AG auf die Rechtsnachfolge des Kunden beruft, der DKB AG 
seine erbrechtliche Berechtigung nachzuweisen.

2 Leistungsbefugnis der DKB AG
Werden der DKB AG eine Ausfertigung oder eine beglaubigte Abschrift 
der letztwilligen Verfügung (Testament, Erbvertrag) sowie der Nieder-
schrift über die zugehörige Eröffnungsverhandlung vorgelegt, darf die 
DKB AG denjenigen, der darin als Erbe oder Testamentsvollstrecker 
bezeichnet ist, als Berechtigten ansehen, ihn verfügen lassen und ins-
besondere mit befreiender Wirkung an ihn leisten. Dies gilt nicht, wenn 
der DKB AG die Unrichtigkeit oder Unwirksamkeit dieser Urkunden be-
kannt oder infolge Fahrlässigkeit nicht bekannt geworden ist.

3 Sonstige ausländische Urkunden
Werden der DKB AG ausländische Urkunden als Ausweis der Person 
oder zum Nachweis einer Berechtigung vorgelegt, so wird sie prüfen, 
ob die Urkunden zum Nachweis geeignet sind. Sie haftet jedoch für 
deren Eignung, Wirksamkeit und Vollständigkeit sowie für deren rich-
tige Übersetzung und Auslegung nur bei Fahrlässigkeit oder wenn die 
Urkunde insgesamt gefälscht ist. Im vorstehenden Rahmen kann die 
DKB AG die in den Urkunden als Berechtigte bezeichneten Personen als 
berechtigt ansehen, insbesondere sie verfügen lassen und mit befrei-
ender Wirkung an sie leisten.

Nr. 6 – Rechtswahl, Gerichtsstand, Erfüllungsort, 
Außer gerichtliche Streitbeilegung

1 Deutsches Recht
Auf die Geschäftsbeziehung findet deutsches Recht Anwendung, so-
fern dem nicht zwingende gesetzliche Regelungen entgegenstehen.

2 Erfüllungsort
Erfüllungsort für die DKB AG und den Kunden ist der Sitz der DKB AG.

3 Gerichtsstand
Ist der Kunde ein Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen, kann die 
DKB AG an ihrem allgemeinen Gerichtsstand klagen und nur an diesem 
Gerichtsstand verklagt werden.
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4 Beschwerde- und Alternative Streitbeilegungsverfahren
Der Kunde hat folgende außergerichtliche Möglichkeiten:
 - Der Kunde kann sich mit einer Beschwerde an die DKB AG, Tauben-
straße 7– 9, 10117 Berlin, Hotline: 030 120 300 00, E-Mail: info@
dkb.de wenden.

 - Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der DKB AG besteht für 
Kunden die Möglichkeit, den Ombudsmann der öffentlichen Banken 
anzurufen (www.voeb.de). Näheres regelt die „Verfahrensordnung 
für die Schlichtung von Kundenbeschwerden im deutschen Bankge-
werbe“ (beim Bundesverband Öffentlicher Banken Deutschlands e. V. 
erhältlich). Die Beschwerde ist schriftlich an die Kundenbeschwerde-
stelle beim Bundesverband Öffentlicher Banken Deutschlands e. V., 
Postfach 110272, 10832 Berlin, oder an ombudsmann@voeb-kbs.de 
zu richten. Die DKB AG ist verpflichtet, an einem solchen außerge-
richtlichen Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten teilzunehmen.

Das Verfahren vor der Verbraucherschlichtungsstelle ist für den An-
tragsteller kostenfrei. Auslagen werden grundsätzlich nicht erstattet. 
Sofern sich der Antragsteller in dem Verfahren vertreten lässt, trägt 
er die Kosten seines Vertreters selbst. In Sondersituationen erhebt 
die Verbraucherschlichtungsstelle von den hiervon betroffenen Kre-
ditinstituten einen anteiligen Beitrag von bis zu 100 € pro Fall an den 
Mehrkosten.

Die Durchführung eines Schlichtungsverfahrens ist in Textform zu 
beantragen. Als Antrag gilt die Beschwerde. Eine vorherige erfolg-
lose Beschwerde beim Kreditinstitut ist keine Voraussetzung für die 
Durchführung eines Schlichtungsverfahrens. In dem Antrag sind die 
Streitigkeit, die geschlichtet werden soll, zu schildern und ein konkre-
tes Begehren darzulegen. Dem Antrag sind die zum Verständnis der 
Streitigkeit erforderlichen Unterlagen beizufügen. Der Antragsteller 
hat außerdem zu versichern, dass wegen derselben Streitigkeit ein 
Verfahren bei einer Verbraucherschlichtungsstelle weder durchge-
führt wurde noch anhängig ist, über die Streitigkeit von einem Gericht 
nicht durch Sachurteil entschieden wurde und die Streitigkeit auch 
nicht bei einem Gericht anhängig ist, die Streitigkeit weder durch 
Vergleich noch in anderer Weise beigelegt wurde, nicht bereits we-
gen der Streitigkeit ein Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe 
abgelehnt worden ist, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine 
hinreichende Aussicht auf Erfolg bot oder mutwillig erschien, und, 
sofern es sich um eine Streitigkeit über den Anspruch auf Abschluss 
eines Basiskontovertrags handelt, ein Verwaltungsverfahren nach den 
§§ 48 bis 50 des Zahlungskontengesetzes weder anhängig noch in 
einem solchen Verfahren unanfechtbar über den Anspruch entschie-
den worden ist.

 - Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem An-
wendungsgebiet des Zahlungsdiensterechtes (§§ 675c bis 676c des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, Artikel 248 des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch und Vorschriften des Zahlungsdiensteauf-
sichtsgesetzes) besteht zudem die Möglichkeit, eine Beschwerde 
bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht einzulegen. 
Die Verfahrensordnung ist bei der Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht erhältlich. Die Adresse lautet: Graurheindorfer Str. 
108, 53117 Bonn.

Das Verfahren vor der Schlichtungsstelle der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht ist für den Verbraucher kostenfrei. 
Auslagen wie zum Beispiel Porto, Telefongebühren, Kopien oder 
Anwaltskosten werden aber nicht erstattet. Von den beteiligten Un-
ternehmen erhebt die Schlichtungsstelle grundsätzlich eine Gebühr 
über 200 Euro.

Im Streitfall können Verbraucher einen Antrag auf Schlichtung bei 
den Verbraucherschlichtungsstellen stellen. Der Antrag auf Durch-
führung eines Schlichtungsverfahrens ist schriftlich unter kurzer 
Schilderung des Sachverhalts und mit dem zum Verständnis der 
Streitigkeit erforderlichen Unterlagen (zum Beispiel Schriftwechsel, 
Vertragsbedingungen, Kostenberechnungen) bei der Geschäftsstelle 
der Schlichtungsstelle einzureichen. Verbraucher können einen sol-
chen Antrag auch per E-Mail stellen.

Dabei müssen Verbraucher als Antragsteller versichern, dass (1) 
wegen derselben Streitigkeit ein Verfahren bei einer Verbraucher-
schlichtungsstelle weder durchgeführt wurde noch anhängig ist, (2) 
bei Streitigkeiten über den Anspruch auf Abschluss eines Basiskon-
tovertrages weder ein Verwaltungsverfahren nach den §§ 48 bis 50 
des Zahlungskontengesetzes anhängig ist, noch in einem solchen 
Verfahren unanfechtbar über den Anspruch entschieden worden ist, 
(3) über die Streitigkeit von einem Gericht nicht durch Sachurteil ent-
schieden wurde oder (4) die Streitigkeit nicht bei einem Gericht an-
hängig ist, (5) die Streitigkeit weder durch Vergleich noch in anderer 
Weise beigelegt wurde und (6) wegen der Streitigkeit ein Antrag auf 
Bewilligung von Prozesskostenhilfe nicht abgelehnt worden ist, weil 
die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine hinreichende Aussicht auf 
Erfolg bot oder mutwillig erschien.

Ein Schlichtungsverfahren kann ohne diese Angaben, die nach der 
FinSV (FinanzschlichtungsVerordnung) notwendig sind, nicht durch-
geführt werden.

 - Die Europäische Kommission hat unter http://ec.europa.eu/odr eine 
Europäische Online-Streitbeilegungsplattform (OS-Plattform) errich-
tet. Verbraucher können die Plattform zur außergerichtlichen Bei-
legung einer Streitigkeit aus Online-Verträgen mit einem in der EU 
niedergelassenen Unternehmen nutzen.

Verbraucher und Unternehmer haben die Möglichkeit, auf dieser 
Plattform durch Ausfüllen eines in allen Amtssprachen der Organe 
der Union verfügbaren Online-Formulars Beschwerden einzureichen 
und einschlägige Unterlagen beizufügen. Die Beschwerden werden 
dann über die Plattform an die für die betreffende Streitigkeit zustän-
dige „Alternative Streitbeilegungs-Stelle“ weitergeleitet. Die OS-Platt-
form stellt ein kostenloses elektronisches Fallbearbeitungsinstrument 
bereit, das es den „Alternativen Streitbeilegungs-Stellen“ ermöglicht, 
das Streit beilegungs verfahren mit den Parteien über die OS-Plattform 
abzuwickeln.

Kontokorrentkonten und andere Geschäfte

Nr. 7 – Kontokorrent, Rechnungsabschluss

1 Kontokorrent
Die DKB AG führt ein Konto zur Abwicklung des laufenden Geschäfts- 
und Zahlungsverkehrs (Girokonto) als Kontokorrent im Sinne des § 355 
des Handelsgesetzbuches (Konto in laufender Rechnung).

2 Rechnungsabschluss
Soweit nichts anderes vereinbart ist, erteilt die DKB AG jeweils zum 
Ende eines Kalenderquartals einen Rechnungsabschluss. Bei Vorliegen 
eines berechtigten Interesses einer der Vertragsparteien wird der Rech-
nungsabschluss auch zu sonstigen Terminen erteilt.

3 Einwendungen gegen den Rechnungsabschluss
Einwendungen gegen Rechnungsabschlüsse müssen der DKB AG in 
Textform oder, wenn im Rahmen der Geschäftsbeziehung der elekt-
ronische Kommunikationsweg vereinbart wurde (z. B. Onlinebanking), 
auf diesem Wege zugehen. Unbeschadet der Verpflichtung, Einwen-
dungen gegen Rechnungsabschlüsse unverzüglich zu erheben (Nr. 20 
Absatz 1 Buchst. g), gelten diese als genehmigt, wenn ihnen nicht vor 
Ablauf von sechs Wochen nach Zugang des Rechnungsabschlusses 
widersprochen wird. Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Ab-
sendung. Die DKB AG wird den Kunden bei Erteilung des Rechnungs-
abschlusses auf diese Folgen hinweisen. Stellt sich nachträglich die 
Unrichtigkeit heraus, so können sowohl der Kunde als auch die DKB AG 
eine Richtigstellung aufgrund gesetzlicher Ansprüche verlangen.

Nr. 8 – Korrektur fehlerhafter Gutschriften

1 Stornobuchung vor Rechnungsabschluss
Gutschriften, die ohne einen verpflichtenden Auftrag gebucht werden 
(z. B. wegen Irrtums, Schreibfehlers), darf die DKB AG bis zum nächs-
ten Rechnungsabschluss durch einfache Buchung rückgängig machen 
(Stornobuchung), soweit ihr ein Rückforderungsanspruch gegen den 
Kunden zusteht.

2 Korrekturbuchung nach Rechnungsabschluss
Den Rückforderungsanspruch nach Absatz 1 kann die DKB AG auch 
noch nach Rechnungsabschluss durch Korrekturbuchung geltend ma-
chen, wenn sie die fehlerhafte Gutschrift nicht mehr rechtzeitig vor 
diesem Zeitpunkt festgestellt hat. Bei Widerspruch des Kunden wird 
die DKB AG die Korrekturbuchung rückgängig und ihren Anspruch an-
derweitig geltend machen.

3 Kennzeichnung
Storno- und Korrekturbuchungen werden im Kontoauszug gekennzeichnet.

Nr. 9 – Gutschriften und Einlösung von Einzugs papieren

1 Gutschriften „Eingang vorbehalten“
Schreibt die DKB AG den Gegenwert von Schecks, Lastschriften oder 
anderen Einzugspapieren schon vor ihrer Einlösung gut, so geschieht 
dies unter dem Vorbehalt der Einlösung und des Einganges des Ge-
genwertes (E. v.-Gutschrift). Das gilt auch dann, wenn die Schecks, 
Lastschriften oder anderen Einzugspapiere  bei der DKB AG selbst 
zahlbar sind. Werden Schecks oder Lastschriften nicht eingelöst oder 
geht der DKB AG der Gegenwert aus einem anderen Einzugspapier 
nicht zu, so macht sie die Gutschrift gemäß Nr. 23 Absatz 2 dieser 
AGB rückgängig, und zwar auch nach einem zwischenzeitlich erfolgten 
Rechnungsabschluss.

2 Einlösung
Schecks und andere Einzugspapiere sind erst eingelöst, wenn die 
Belastungsbuchung nicht bis zum Ablauf des übernächsten Bankar-
beitstages1 rückgängig gemacht wird. Sie sind auch eingelöst, wenn 
die DKB AG ihren Einlösungswillen schon vorher Dritten gegenüber er-
kennbar bekundet hat (z. B. durch Bezahltmeldung). Für Lastschriften 
gelten die Einlösungsregeln in den hierfür vereinbarten besonderen Be-
dingungen. Über die Abrechnungsstelle der Bundesbank eingezogene 
Schecks sind eingelöst, wenn sie nach deren Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen nicht mehr zurückgegeben werden können. Barschecks 
sind mit Zahlung an den Scheckvorleger eingelöst.

Nr. 10 – Auftragsbestätigung vor Ausführung

Bei telefonischen oder auf anderen technischen Wegen erteilten sowie 
bei nicht unterschriebenen Aufträgen behält sich die DKB AG die un-
verzügliche Einholung einer Bestätigung vor Auftragsausführung vor.

Nr. 11 – Aufrechnung und Verrechnung

1 Aufrechnung durch den Kunden
Ist der Kunde kein Verbraucher, kann er gegen Forderungen der 
DKB AG nur aufrechnen, wenn seine Forderungen unbestritten oder 
rechtskräftig festgestellt sind. Satz 1 gilt nicht, wenn die Voraussetzun-
gen des § 513 BGB (Existenzgründer) vorliegen. Gesetzliche Aufrech-
nungsverbote bleiben unberührt.

2 Verrechnung durch die DKB AG
Die DKB AG darf bestimmen, auf welche von mehreren fälligen Forde-
rungen Zahlungseingänge, die zur Begleichung sämtlicher Forderungen 
nicht ausreichen, zu verrechnen sind. Dies gilt nicht, soweit der Kunde 
anderes bestimmt hat oder eine andere Verrechnung gesetzlich zwin-
gend vorgeschrieben ist.

Nr. 12 – Konten in ausländischer Währung

Konten in ausländischer Währung dienen ausschließlich zur bargeldlo-
sen Abwicklung von Zahlungen an den Kunden und von Verfügungen 
des Kunden in ausländischer Währung.

Nr. 13 – Leistungsbefreiung bei Geschäften in aus-
ländischer Währung

Die Verpflichtung der DKB AG zur Ausführung einer Verfügung zu-
lasten eines Guthabens in ausländischer Währung oder zur Erfüllung 
einer Verbindlichkeit in ausländischer Währung ist in dem Umfang 
und solange ausgesetzt, wie die DKB AG in der Währung, auf die das 
Guthaben oder die Verbindlichkeit lautet, wegen politisch bedingter 
Maßnahmen oder Ereignisse im Lande dieser Währung nicht oder nur 
eingeschränkt verfügen kann. In dem Umfang und solange diese Maß-
nahmen oder Ereignisse andauern, ist die DKB AG auch nicht zu einer 
Erfüllung an einem anderen Ort außerhalb des Landes der Währung, in 
einer anderen Währung (auch nicht in Euro) oder durch Anschaffung 
von Bargeld verpflichtet. Die Verpflichtung der DKB AG zur Ausführung 
einer Verfügung zulasten eines Guthabens in ausländischer Währung 
ist dagegen nicht ausgesetzt, wenn die DKB AG diese vollständig im 
eigenen Haus ausführen kann. Das Recht des Kunden und der DKB AG, 
fällige gegenseitige Forderungen in derselben Währung miteinander zu 
verrechnen, bleibt von den vorstehenden Regelungen unberührt.

Nr. 14 – Geldeingang in ausländischer Währung

Geldbeträge in ausländischer Währung darf die DKB AG mangels aus-
drücklicher gegenteiliger Weisung des Kunden in Euro gutschreiben, 
sofern sie nicht für den Kunden ein Konto in der betreffenden Währung 
führt.

Nr. 15 – Wechselkurs

Die Bestimmung des Wechselkurses bei Geschäften in ausländischer 
Währung ergibt sich aus dem Preis- und Leistungsverzeichnis. Bei 
Zahlungsdiensten gilt ergänzend der Zahlungsdiensterahmenvertrag.

Nr. 16 – Einlagengeschäft

Mangels abweichender Vereinbarungen sind Einlagen ohne Kündigung 
fällig (täglich fällige Gelder). Die jeweils gültigen Zinssätze für täglich 
fällige Gelder werden durch den Preisaushang oder im Preis- und Leis-
tungsverzeichnis bekannt gemacht. Für die Zinsberechnung bei Einla-
gen wird jeder Monat zu 30 Tagen gerechnet.

Entgelte und Aufwendungen

Nr. 17 – Zinsen und Entgelte

1 Zinsen und Entgelte im Geschäftsverkehr mit Verbrauchern
Die Höhe der Zinsen und Entgelte für die im Geschäftsverkehr mit 
Verbrauchern üblichen Kredite und Leistungen ergibt sich aus dem 
Preisaushang und ergänzend aus dem Preis- und Leistungsverzeich-
nis. Wenn ein Verbraucher einen dort aufgeführten Kredit oder eine 
dort aufgeführte Leistung in Anspruch nimmt und dabei keine abwei-
chende Vereinbarung getroffen wurde, gelten die zu diesem Zeitpunkt 
im Preisaushang oder Preis- und Leistungsverzeichnis angegebenen 
Zinsen und Entgelte.

2 Zinsen und Entgelte außerhalb des Geschäftsverkehrs mit  
Verbrauchern
Außerhalb des Geschäftsverkehrs mit Verbrauchern bestimmen sich 
die Zinsen und Entgelte für in Anspruch genommene Kredite und Leis-
tungen nach der getroffenen Vereinbarung, ergänzend nach dem Preis- 
und Leistungsverzeichnis in der zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme 
geltenden Fassung.

3 Entgelte für sonstige Leistungen
Für Leistungen, die nicht Gegenstand einer Vereinbarung oder im 
Preisaushang bzw. im Preis- und Leistungsverzeichnis aufgeführt sind 
und die im Auftrag des Kunden oder in dessen mutmaßlichem Interes-
se erbracht werden und die, nach den Umständen zu urteilen, nur ge-
gen eine Vergütung zu erwarten sind, kann die DKB AG ein nach Maß-
gabe der gesetzlichen Bestimmungen angemessenes Entgelt verlangen. 

4 Nicht entgeltpflichtige Tätigkeiten
Für Tätigkeiten, zu deren Erbringung die DKB AG bereits gesetzlich 
oder aufgrund einer selbständigen vertraglichen Nebenpflicht ver-
pflichtet ist oder die sie im eigenen Interesse erbringt, wird die DKB AG 
kein Entgelt berechnen, es sei denn, es ist gesetzlich zulässig und wird 
nach Maßgabe der gesetzlichen Regelungen erhoben.

1 Bankarbeitstage sind alle Werktage, außer Sonnabende und 24. und 31.Dezember.
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5 Änderung von Zinsen, Kündigungsrecht des Kunden bei Erhöhung
Die Änderung der Zinsen bei Krediten mit einem veränderlichen Zins-
satz erfolgt aufgrund der jeweiligen Kreditvereinbarungen mit dem Kun-
den. Die DKB AG wird dem Kunden Änderungen von Zinsen mitteilen. 
Bei einer Erhöhung kann der Kunde, sofern nichts anderes vereinbart 
ist, die davon betroffene Geschäftsbeziehung innerhalb von sechs 
Wochen nach der Bekanntgabe der Änderung mit sofortiger Wirkung 
kündigen. Kündigt der Kunde, so werden die erhöhten Zinsen für den 
gekündigten Kreditvertrag nicht zugrunde gelegt. Eine Kündigung des 
Kunden gilt als nicht erfolgt, wenn er den geschuldeten Betrag nicht 
binnen zweier Wochen nach Wirksamwerden der Kündigung zurück-
zahlt.

6 Änderung von Entgelten bei typischerweise dauerhaft 
in Anspruch genommenen Leistungen
Änderungen von Entgelten für Bankleistungen, die von Kunden im Rah-
men der Geschäftsbeziehung typischerweise dauerhaft in Anspruch 
genommen werden (z. B. Konto- und Depotführung), werden dem 
Kunden spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt 
ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der 
DKB AG im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektronischen 
Kommunikationsweg vereinbart (z. B. das Onlinebanking), können die 
Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. 

Die von der DKB AG angebotenen Änderungen werden nur wirksam, 
wenn der Kunde diese annimmt. Eine Änderungsvereinbarung, die auf 
eine über das vereinbarte Entgelt für die Hauptleistung hinausgehende 
Zahlung eines Verbrauchers gerichtet ist, kann die DKB AG mit dem 
Verbraucher nur ausdrücklich treffen.

Ist der Kunde kein Verbraucher, gilt sein Schweigen als Annahme des 
Änderungsangebots (Zustimmungsfiktion), wenn der Kunde das Ände-
rungsangebot der DKB AG nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Änderungen abgelehnt hat. Die DKB AG 
wird den Kunden im Änderungsangebot auf die Folgen seines Schwei-
gens hinweisen. Auch für die Änderung von Zahlungsdiensterahmen-
verträgen gilt die Zustimmungsfiktion hiermit als vereinbart (§ 675g 
Absatz 2 BGB). Nr. 2 Absatz 5 dieser Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen gilt entsprechend.

7 Besonderheiten bei Verbraucherdarlehensverträgen
Bei Verbraucherdarlehensverträgen richten sich die Zinsen und Entgel-
te nach den jeweiligen vertraglichen Vereinbarungen sowie ergänzend 
nach den gesetzlichen Vorschriften.
 
Nr. 18 – Ersatz von Aufwendungen

Der Ersatz von Aufwendungen der DKB AG richtet sich nach den ge-
setzlichen Vorschriften.

Pflichten und Haftung von DKB AG und Kunde

Nr. 19 – Haftung der DKB AG

1 Haftung für Verschulden
Die DKB AG haftet für eigenes Verschulden sowie das Verschulden von 
Personen, derer sie sich zur Erfüllung ihrer Verpflichtung gegenüber 
dem Kunden bedient, soweit sich nicht aus den folgenden Absätzen, 
den besonderen Bedingungen oder aus einzelvertraglichen Regelungen 
etwas Abweichendes ergibt. Haftet die DKB AG und ist ein Schaden 
nicht ausschließlich von der DKB AG verursacht oder verschuldet, so 
richtet sich die Verpflichtung zum Schadensersatz nach den Grundsät-
zen des Mitverschuldens, § 254 Bürgerliches Gesetzbuch.

2 Haftung für Dritte
Die DKB AG darf Aufträge bei Fehlen einer gegenteiligen Weisung ganz 
oder teilweise auf Dritte zur selbstständigen Erledigung übertragen, 
soweit dies unter Berücksichtigung der Art des Auftrages und der 
Interessen von DKB AG und Kunde erforderlich erscheint. In diesen 
Fällen beschränken sich die Verpflichtung und Haftung der DKB AG auf 
die Weiterleitung des Auftrags einschließlich sorgfältiger Auswahl und 
Unterweisung des Dritten. 

3 Haftung bei höherer Gewalt
Die DKB AG haftet nicht für Schäden, die durch Störung ihres Betriebs 
(z. B. Bombendrohung, Banküberfall), insbesondere infolge von höhe-
rer Gewalt (z. B. von Kriegs- und Naturereignissen) sowie infolge von 
sonstigen, von ihr nicht zu vertretenden Vorkommnissen (z. B. Streik, 
Aussperrung, Verkehrsstörung) verursacht sind oder die durch Verfü-
gungen von hoher Hand des In- und Auslands eintreten.

Nr. 20 – Mitwirkungs- und Sorgfaltspflichten des Kunden

1 Grundsatz
Die DKB AG führt die Aufträge des Kunden mit der Sorgfalt eines or-
dentlichen Kaufmanns aus. Für den Kunden bestehen seinerseits be-
sondere Mitwirkungs- und sonstige Sorgfaltspflichten, insbesondere 
folgende Pflichten:

a) Mitteilung wesentlicher Angaben und Änderungen
Der DKB AG sind unverzüglich in Textform oder, wenn im Rahmen der 
Geschäftsbeziehung der elektronische Kommunikationsweg vereinbart 
wurde (z. B. Onlinebanking), auf diesem Wege alle für die Geschäftsbe-
ziehung wesentlichen Tatsachen anzuzeigen, insbesondere Änderungen 
des Namens, der Anschrift, der E-Mail-Adresse, des Personenstandes, 
der Verfügungs- oder Verpflichtungsfähigkeit des Kunden (z. B. Ehe-
schließung, Eingehung einer Lebenspartnerschaft, Änderung des Gü-

terstandes) oder der für ihn zeichnungsberechtigten Personen (z. B. 
nachträglich eingetretene Geschäftsunfähigkeit eines Vertreters oder 
Bevollmächtigten) sowie Änderungen des wirtschaftlich Berechtigten 
der der DKB AG bekannt gegebenen Vertretungs- oder Verfügungsbe-
fugnisse (z. B. Vollmachten, Prokura). Die Anzeigepflicht besteht auch 
dann, wenn die Tatsachen in öffentlichen Registern eingetragen und 
veröffentlicht werden. Die Namen der für den Kunden vertretungs- oder 
verfügungsbefugten Personen sind der DKB AG mit eigenhändigen Un-
terschriftsproben auf den Vordrucken der DKB AG bekannt zu geben. 
Darüber hinaus können sich weitergehende gesetzliche Mitteilungs-
pflichten, insbesondere aus dem Geldwäschegesetz ergeben.

b) Eindeutige Angaben bei Aufträgen und Weisungen
Aufträge und Weisungen jeder Art müssen den Inhalt des Geschäfts 
zweifelsfrei erkennen lassen. Abänderungen und Bestätigungen müs-
sen als solche gekennzeichnet sein. Bei Zahlungsaufträgen hat der 
Kunde insbesondere auf richtige, vollständige, unmissverständliche 
und leserliche Angaben, vor allem der Kontonummer und Bankleitzahl 
oder IBAN2 und BIC3 zu achten.

c) Sorgfalt bei besonderer Auftrags-Übermittlung
Bei telefonischen oder auf anderen technischen Wegen erteilten Auf-
trägen oder Weisungen hat der Kunde dafür zu sorgen, dass sich keine 
Übermittlungsfehler, Missverständnisse, Missbräuche und Irrtümer 
ergeben.

d) –

e) Ausdrücklicher Hinweis bei besonderer Weisung
Besondere Weisungen für die Ausführung von Aufträgen hat der Kunde 
der DKB AG gesondert mitzuteilen, bei formularmäßig erteilten Aufträ-
gen außerhalb des Formulars. Dies gilt insbesondere, wenn Zahlungen 
auf bestimmte Forderungen der DKB AG verrechnet werden sollen.

f) Hinweis auf Fristen und Termine
Der Kunde hat entsprechend Buchst. e) besonders darauf hinzuweisen, 
wenn Aufträge innerhalb bestimmter Fristen oder zu bestimmten Ter-
minen ausgeführt sein sollen oder wenn bei nicht ordnungsgemäßer, 
insbesondere nicht fristgemäßer Ausführung von Aufträgen außerge-
wöhnliche Schäden drohen. Auf die besondere Hinweispflicht bei knap-
pen Scheckvorlegungsfristen nach Nr. 24 wird verwiesen.

g) Unverzügliche Reklamation
Einwendungen gegen Rechnungsabschlüsse, Lastschriften, Kontoaus-
züge, Wertpapieraufstellungen oder sonstige Mitteilungen der DKB AG 
sowie Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit von der DKB AG 
gelieferter Wertpapiere oder sonstiger Werte müssen unverzüglich 
erhoben werden. Falls Rechnungsabschlüsse oder Depotaufstellungen 
dem Kunden nicht zugehen, muss er die DKB AG unverzüglich benach-
richtigen. Die Benachrichtigungspflicht besteht auch beim Ausbleiben 
anderer Anzeigen, Mitteilungen oder Sendungen, deren Eingang der 
Kunde erwarten oder mit deren Eingang er rechnen muss.

h) Kontrolle von Bestätigungen der DKB AG
Soweit Bestätigungen der DKB AG von Aufträgen oder Weisungen des 
Kunden abweichen, hat er dies unverzüglich zu beanstanden.

2 Haftung bei Pflichtverletzungen
Schäden und Nachteile aus einer schuldhaften Verletzung von Mitwir-
kungs und sonstigen Sorgfaltspflichten gehen zu Lasten des Kunden. 
Bei schuldhafter Mitverursachung des Schadens durch die DKB AG 
richtet sich die Haftung nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, 
§ 254 Bürgerliches Gesetzbuch.

AGB-Pfandrecht, Nachsicherung, Sicherheitenfreigabe

Nr. 21 – Pfandrecht, Sicherungsabtretung

1 Umfang
Der Kunde räumt hiermit der DKB AG ein Pfandrecht ein an Werten 
jeder Art, die im bankmäßigen Geschäftsverkehr durch den Kunden 
oder durch Dritte für seine Rechnung in ihren Besitz oder ihre sonstige 
Verfügungsmacht gelangen. Zu den erfassten Werten zählen sämtliche 
Sachen und Rechte jeder Art (Beispiele: Waren, Devisen, Wertpapiere 
einschließlich der Zins-, Renten- und Gewinnanteilscheine, Sammelde-
potanteile, Bezugsrechte, Schecks, Wechsel, Konnossemente, Lager- 
und Ladescheine). Erfasst werden auch Ansprüche des Kunden gegen 
die DKB AG (z. B. aus Guthaben). Forderungen des Kunden gegen Dritte 
sind an die DKB AG abgetreten, wenn über die Forderungen ausge-
stellte Urkunden im bankmäßigen Geschäftsverkehr in die Verfügungs-
macht der DKB AG gelangen.

2 Ausnahmen
Gelangen Gelder oder andere Werte mit der ausdrücklichen Zweck-
bestimmung für eine bestimmte Verwendung in die Verfügungsmacht 
der DKB AG (z. B. Bareinzahlung zur Einlösung eines Schecks, Wech-
sels oder Ausführung einer bestimmten Überweisung), so erstreckt 
sich das Pfandrecht der DKB AG nicht auf diese Werte. Im Ausland 
verwahrte Wertpapiere unterliegen - vorbehaltlich anderweitiger Verein-
barung - nicht dem Pfandrecht. Dasselbe gilt für die von der DKB AG 
selbst ausgegebenen Genussrechte/Genussscheine und für Ansprüche 
des Kunden aus nachrangigem Haftkapital (z. B. nachrangig haftende 
Inhaberschuldverschreibung).

3 Gesicherte Ansprüche
Das Pfandrecht sichert alle bestehenden und künftigen, auch beding-
ten oder befristeten, auch gesetzlichen Ansprüche der DKB AG gegen 
den Kunden, die sie im Zusammenhang mit der Geschäftsverbindung 
erwirbt. Ansprüche gegen Kunden aus von diesen für Dritte übernom-
menen Bürgschaften werden erst ab deren Fälligkeit gesichert.

4 Geltendmachung des Pfandrechts
Die DKB AG darf die dem AGB-Pfandrecht unterliegenden Werte nur 
bei einem berechtigten Sicherungsinteresse zurückhalten. Ein solches 
besteht insbesondere unter den Voraussetzungen des Nachsicherungs-
rechts gemäß Nr. 22.

5 Verwertung
Die DKB AG ist zur Verwertung dieser Werte berechtigt, wenn der 
Kunde seinen Verbindlichkeiten bei Fälligkeit und trotz Mahnung mit 
angemessener Nachfrist und einer Androhung der Verwertung entspre-
chend § 1234 Absatz 1 Bürgerliches Gesetzbuch nicht nachkommt. 
Unter mehreren Sicherheiten hat die DKB AG die Wahl. Bei der Auswahl 
und Verwertung wird die DKB AG auf die berechtigten Belange des 
Kunden Rücksicht nehmen. Die DKB AG hat das Recht, Verwertungs-
erlöse, die nicht zur Befriedigung sämtlicher Forderungen ausreichen, 
nach ihrem billigen Ermessen zu verrechnen. Die DKB AG wird dem 
Kunden erteilte Gutschriften über Verwertungserlöse so gestalten, dass 
sie als Rechnungen im Sinne des Umsatzsteuerrechts anzusehen sind.

Nr. 22 – Nachsicherung und Freigabe

1 Nachsicherungsrecht
Die DKB AG kann vom Kunden die Bestellung oder Verstärkung von 
Sicherheiten für seine Verbindlichkeiten verlangen, wenn sich aufgrund 
nachträglich eingetretener oder bekannt gewordener Umstände, z. B. 
aufgrund einer Verschlechterung oder drohenden Verschlechterung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse des Kunden, eines Mithaftenden oder 
Bürgen oder des Werts bestehender Sicherheiten, eine Veränderung 
der Risikolage ergibt.

Bei Verbraucherdarlehensverträgen besteht ein Anspruch auf die Be-
stellung oder Verstärkung von Sicherheiten nur, soweit die Sicherhei-
ten im Kreditvertrag angegeben sind.

Übersteigt der Nettokreditbetrag 75.000 Euro, besteht der Anspruch 
auf Bestellung und Verstärkung auch dann, wenn in einem vor dem 
21.03.2016 abgeschlossenen Verbraucherdarlehensvertrag oder in 
einem ab dem 21.03.2016 abgeschlossenen Allgemein-Verbraucher-
darlehensvertrag im Sinne von § 491 Absatz 2 BGB keine oder keine 
abschließenden Angaben über Sicherheiten enthalten sind.

2 Freigabe-Verpflichtung
Die DKB AG ist auf Verlangen zur Freigabe von Sicherheiten nach ihrer 
Wahl verpflichtet, soweit der realisierbare Wert aller Sicherheiten den 
Gesamtbetrag aller Forderungen der DKB AG nicht nur vorübergehend 
um mehr als 10 v.H. übersteigt. Diese Deckungsgrenze erhöht sich um 
den jeweils aktuellen Umsatzsteuersatz, soweit die DKB AG im Verwer-
tungsfall mit der Abführung der Umsatzsteuer aus Verwertungserlösen 
belastet ist. Die DKB AG wird bei der Auswahl der freizugebenden Si-
cherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden Rücksicht neh-
men.

Einzugspapiere

Nr. 23 – Inkasso im Einzugsgeschäft

1 Inkasso-Vereinbarung
Schecks, Wechsel, Lastschriften oder sonstige Einzugspapiere werden 
von der DKB AG nur zum Einzug (Inkasso) hereingenommen, soweit 
nichts anderes vereinbart ist.

2 Rückbelastung
Hat die DKB AG den Gegenwert von Einzugspapieren schon vor Ein-
gang gutgeschrieben, so kann sie den Gegenwert bei Nichteinlösung 
der Papiere rückbelasten, und zwar auch nach einem zwischenzeitli-
chen Rechnungsabschluss. Das Gleiche gilt, wenn 
 - ihr der Gegenwert nicht zugeht oder
 - die freie Verfügung über den Gegenwert durch Gesetz oder behördli-
che Maßnahmen beschränkt ist oder

 - die Papiere infolge unüberwindlicher Hindernisse nicht oder nicht 
rechtzeitig vorgelegt werden können oder

 - der Einzug mit im Zeitpunkt der Hereinnahme nicht bekannten unver-
hältnismäßigen Schwierigkeiten verbunden ist oder

 - in dem Land, in dem die Papiere einzulösen sind, ein Moratorium 
ergangen ist.

Unter den gleichen Voraussetzungen kann die DKB AG Einzugspapiere 
auch schon vor Fälligkeit zurückgeben. Die Rückbelastung ist auch zu-
lässig, wenn die Papiere nicht zurückgegeben werden können. Ist dies 
von der DKB AG zu vertreten, so trägt sie einen sich hieraus ergeben-
den Schaden des Kunden.

Nr. 24 – Vorlegungsfrist, Eilmittel

Wenn Schecks, die am Bankplatz der DKB AG zahlbar sind, nicht spä-
testens am dritten Geschäftstag, Schecks auf auswärtige Bankplätze 
nicht spätestens am vierten Geschäftstag vor Ablauf der Vorlegungs-
frist (Artikel 29 Scheckgesetz) eingereicht werden bzw. bei Über-
sendung nicht innerhalb dieser Fristen vor Geschäftsschluss bei der 
DKB AG eingehen, so hat der Kunde auf den Ablauf der Vorlegungsfrist 
und die eventuelle Anwendung von Eilmitteln gesondert hinzuweisen.

2 International Bank Account Number
3 Bank Identifier Code
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Nr. 25 – Sicherungsrechte im Einzugsgeschäft

1 Sicherungseigentum
Mit der Einreichung von Schecks und Wechseln zum Einzug überträgt 
der Kunde der DKB AG das Sicherungseigentum an den Papieren für 
den Fall, dass das Einzugspapier nicht eingelöst wird und der DKB AG 
aufgrund von Vorausverfügungen des Kunden im Hinblick auf das Ein-
zugsgeschäft Ansprüche gegen den Kunden zustehen, und zwar bis 
zum Ausgleich dieser Ansprüche. Mit dem Erwerb des Sicherungs-
eigentums gehen auch die zugrunde liegenden Forderungen auf die 
DKB AG über.

2 Sicherungsabtretung
Werden andere Papiere zum Einzug eingereicht (z. B. Lastschriften, 
kaufmännische Handelspapiere), so gehen die zugrunde liegenden For-
derungen unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 auf die DKB AG 
über. 

Auflösung der Geschäftsbeziehung

Nr. 26 – Kündigungsrecht

1 Ordentliche Kündigung
Soweit weder eine Laufzeit noch eine abweichende Kündigungsrege-
lung vereinbart ist, können sowohl der Kunde als auch die DKB AG die 
gesamte Geschäftsbeziehung oder einzelne Geschäftszweige jederzeit 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen. Kündigt die DKB AG, 
so wird sie den berechtigten Belangen des Kunden angemessen Rech-
nung tragen, insbesondere nicht zur Unzeit kündigen.

Für die Kündigung eines Zahlungsdiensterahmenvertrages (z. B. Kar-
tenvertrag) durch die DKB AG beträgt die Kündigungsfrist mindestens 
zwei Monate.

2 Kündigung aus wichtigem Grund
Ungeachtet anderweitiger Vereinbarungen können sowohl der Kunde 
als auch die DKB AG die gesamte Geschäftsbeziehung oder einzelne 
Geschäftszweige jederzeit fristlos kündigen, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt, aufgrund dessen dem Kündigenden die Fortsetzung der Ge-
schäftsbeziehung nicht zugemutet werden kann. Dabei sind die berech-
tigten Belange des anderen Vertragspartners zu berücksichtigen. Für 
die DKB AG ist ein solcher Kündigungsgrund insbesondere gegeben, 
wenn aufgrund der nachfolgend beispielhaft aufgeführten Umstän-
de die Einhaltung der Zahlungsverpflichtungen des Kunden oder die 
Durchsetzbarkeit der Ansprüche der DKB AG - auch unter Verwertung 
etwaiger Sicherheiten - gefährdet wird: 

a) wenn eine wesentliche Verschlechterung oder eine erhebliche Ge-
fährdung der Vermögensverhältnisse des Kunden oder in der Werthal-
tigkeit der für ein Darlehen gestellten Sicherheiten eintritt, insbesonde-
re wenn der Kunde die Zahlungen einstellt oder erklärt, sie einstellen 
zu wollen, oder wenn von dem Kunden angenommene Wechsel zu 
Protest gehen;

b) wenn der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder zur Ver-
stärkung von Sicherheiten (Nr. 22 Absatz 1) nach Aufforderung durch 
die DKB AG nicht innerhalb angemessener Frist nachkommt;

c) wenn der Kunde unrichtige Angaben über seine Vermögensverhält-
nisse gemacht hat;

d) wenn gegen den Kunden eine Zwangsvollstreckung eingeleitet wird;

e) wenn sich die Vermögensverhältnisse eines Mitverpflichteten oder 
des persönlich haftenden Gesellschafters wesentlich verschlechtert 
haben oder erheblich gefährdet sind, sowie bei Tod oder Wechsel des 
persönlich haftenden Gesellschafters.

Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer Pflicht aus dem 
Vertrag, ist die Kündigung erst nach erfolglosem Ablauf einer zur 
Abhilfe bestimmten Frist oder nach erfolgloser Abmahnung zulässig. 
Etwas anderes gilt nur, wenn der Kunde die Leistung ernsthaft und 
endgültig verweigert, er die Leistung zu einem im Vertrag bestimmten 
Termin oder innerhalb einer bestimmten Frist nicht bewirkt, obwohl 
die DKB AG den Fortbestand ihres Leistungsinteresses vertraglich an 
die Rechtzeitigkeit der Leistung gebunden hat, oder wenn besondere 
Umstände vorliegen, die unter Abwägung der beiderseitigen Interessen 
eine sofortige Kündigung rechtfertigen.

3 Kündigung bei Verbraucherdarlehensverträgen
Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch zwingende Sonderregelungen für 
die Kündigung von Verbraucherdarlehensverträgen vorsieht, kann die 
DKB AG nur nach Maßgabe dieser Regelungen kündigen.

3 Kündigung von Basiskontoverträgen
Soweit das Zahlungskontengesetz für die Kündigung eines Basiskon-
tos Regelungen vorsieht, kann die DKB AG nur nach Maßgabe dieser 
Regelungen kündigen.

4 Rechtsfolgen bei Kündigung
Mit der Auflösung der gesamten Geschäftsbeziehung oder einzelner 
Geschäftszweige werden die auf den betroffenen Konten geschuldeten 
Beträge sofort fällig. Der Kunde ist außerdem verpflichtet, die DKB AG 
insoweit von allen für ihn oder in seinem Auftrag übernommenen Ver-
pflichtungen zu befreien. 

Die DKB AG ist berechtigt, die für den Kunden oder in seinem Auftrag 
übernommenen Verpflichtungen zu kündigen und sonstige Verpflich-
tungen, insbesondere solche in fremder Währung, mit Wirkung gegen 
den Kunden auszugleichen sowie hereingenommene Wechsel und 
Schecks sofort zurückzubelasten; die wechsel- oder scheckrechtlichen 
Ansprüche gegen den Kunden und jeden aus dem Papier Verpflichteten 
auf Zahlung des vollen Betrages der Wechsel oder Schecks mit Neben-
forderungen verbleiben der DKB AG jedoch bis zur Abdeckung eines 
etwaigen Schuldsaldos.

Nr. 27 – Weitergeltung der  
Allgemeinen Geschäftsbedingungen

Auch nach Auflösung der gesamten Geschäftsbeziehung oder einzel-
ner Geschäftszweige gelten für die Abwicklung und in dem Abwick-
lungsverhältnis entsprechenden Umfange die Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen weiter. 

Nr. 28 – Schutz der Einlagen

Die DKB AG ist der Entschädigungseinrichtung deutscher Banken 
GmbH angeschlossen. Von der DKB AG ausgegebene Inhaberschuld-
verschreibungen werden nicht geschützt. Näheres ist dem „Informa-
tionsbogen für Einleger“ und der Internetseite der Entschädigungs-
einrichtung deutscher Banken GmbH unter www.edb-banken.de zu 
entnehmen.

Die DKB AG ist außerdem dem Einlagensicherungsfonds des Bundes-
verbandes Öffentlicher Banken Deutschlands e. V. (im Folgenden Ein-
lagensicherungsfonds) angeschlossen. Gesichert werden die Einlagen 
von Nicht-Kreditinstituten über die gesetzlichen Anforderungen hinaus 
nach Maßgabe der Fondssatzung. Hierzu zählen insbesondere Sicht- 
und Termineinlagen. Nicht geschützt sind u. a. Forderungen, über die 
die DKB AG Inhaberpapiere ausgestellt hat, wie z. B. Inhaberschuldver-
schreibungen, und Pfandbriefe (auch wenn sie auf den Namen lauten).

Näheres zum Umfang und zu Ausnahmen der Einlagen sicherung sind 
der Internetseite des Einlagensicherungsfonds unter www.voeb-es.de 
zu entnehmen.

Soweit der Einlagensicherungsfonds oder ein von ihm Beauftragter an 
einen Kunden leistet, gehen dessen Forderungen gegen die DKB AG in 
entsprechender Höhe Zug um Zug auf den Einlagensicherungsfonds 
über. Entsprechendes gilt, wenn der Einlagensicherungsfonds die 
Zahlung mangels Weisung eines Kunden auf ein Konto leistet, das zu 
seinen Gunsten bei einer anderen Bank eröffnet wird. Die DKB AG ist 
befugt, dem Einlagensicherungsfonds oder einem von ihm Beauftrag-
ten alle in diesem Zusammenhang erforderlichen Auskünfte zu erteilen 
und Unterlagen zur Verfügung zu stellen.
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Bedingungen für Onlinebanking

Für eine bessere Lesbarkeit verzichten wir in unseren Bedingungen auf eine geschlechterspezifische Differenzierung. Wir nutzen das generische Maskulinum als neutrale grammatikalische Ausdrucksweise, die 
ausdrücklich alle Geschlechter und Geschlechtsidentitäten umfasst.

1 Leistungsangebot

1) Die Deutsche Kreditbank AG (nachfolgend „DKB AG“) und der Kun-
de vereinbaren, dass die Konto- und Depotführung per Onlinebanking 
einschließlich des elektronischen Postfachs erfolgt. Hierfür hält die 
DKB AG selbst oder damit von ihr beauftragte Dritte die erforderlichen 
Einrichtungen vor und schafft die Voraussetzungen für den authenti-
schen, vertraulichen, integren und verbindlichen Austausch von Daten 
zwischen dem Kunden und der DKB AG über das Internet. Ausführliche 
Sicherheitshinweise erhält der Kunde über die Webseite der DKB AG.

2) Die Nutzung der von der DKB AG zur Verfügung gestellten App-
Anwendung für Onlinebanking (nachfolgend „DKB-App“) wird als das 
Standardverfahren zur Authentifizierung und Autorisierung vereinbart.

3) Unter Onlinebanking sind die Banking- und Brokerage-Funktionen 
auf der Unternehmens-Website, angebotene Funktionen des Mobile 
Banking sowie alle Funktionen und Applikationen (z. B. Apps) zu ver-
stehen, welche die DKB AG ihren Kunden zur Verfügung stellt.

4) Der Kunde und dessen Bevollmächtigte können Bankgeschäfte mit-
tels Onlinebanking in dem von der DKB AG angebotenen Umfang ab-
wickeln und Informationen der DKB AG mittels Onlinebanking abrufen. 
Zudem erhält der Kunde Mitteilungen der DKB AG im elektronischen 
Postfach. Des Weiteren sind sie gemäß § 675f Absatz 3 BGB berech-
tigt, Zahlungsauslösedienste und Kontoinformationsdienste gemäß § 1 
Absätze 33 und 34 Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) zu nutzen1. 
Darüber hinaus können sie von ihnen ausgewählte sonstige Drittdiens-
te nutzen.

5) Kunde und Bevollmächtigte werden einheitlich als „Teilnehmer“, 
Konto und Depot einheitlich als „Konto“ bezeichnet, es sei denn, dies 
ist ausdrücklich anders bestimmt.

6) Zur Nutzung des Onlinebanking gelten die mit der DKB AG geson-
dert vereinbarten Verfügungslimite. Eine Änderung dieser Limite kann 
der Teil nehmer mit der DKB AG gesondert vereinbaren.

2 Voraussetzungen zur Nutzung des Onlinebanking

1) Der Teilnehmer kann das Onlinebanking nutzen, wenn die DKB AG 
ihn authentifiziert hat.

2) Authentifizierung ist das mit der DKB AG gesondert vereinbarte Ver-
fahren, mit dessen Hilfe die DKB AG die Identität des Teilnehmers oder 
die berechtigte Verwendung eines vereinbarten Zahlungsinstruments, 
einschließlich der Verwendung des Personalisierten Sicherheitsmerk-
mals des Teilnehmers überprüfen kann. Mit den hierfür vereinbarten 
Authentifizierungselementen kann der Teilnehmer sich gegenüber der 
DKB AG als berechtigter Teilnehmer ausweisen, auf Informationen zu-
greifen (siehe Ziff. 3) sowie Aufträge erteilen (siehe Ziff. 4).

3) Authentifizierungselemente sind
 - Wissenselemente, also etwas, das nur der Teilnehmer weiß (z. B. 
Passwort, hinterlegte Antwort auf Sicherheitsfrage, im Banking an-
gezeigter Sicherheitscode) und

 - Besitzelemente, also etwas, das nur der Teilnehmer besitzt (z. B. Gerä-
te zur Erzeugung oder zum Empfang von einmal verwendbaren Trans-
aktionsnummern (TAN), die den Besitz des Teilnehmers nachweisen, 
wie die Girokarte oder DKB-Banking-Card mit TAN-Generator oder 
das mobile Endgerät), sowie

 - Seinselemente, also etwas, das der Teilnehmer ist (Inhärenz, z. B. Fin-
gerabdruck als biometrisches Merkmal des Teilnehmers).

4) Die Authentifizierung des Teilnehmers erfolgt, indem der Teilnehmer 
gemäß der Anforderung der DKB AG das Wissenselement und/oder 
den Nachweis des Besitzelements und/oder den Nachweis des Seinse-
lements an die DKB AG übermittelt.

5) Je nach Authentifizierungsverfahren und -instrument benötigt der 
Teilnehmer hierfür gegebenenfalls geeignete Hard- und Software. Über 
das Angebot der bankeigenen Anwendungen hinaus bleibt der Teilneh-
mer selbst für die Beschaffung, Installation und Pflege dieser Hard- 
und Software verantwortlich.

6) Bei einer Nutzung einer Hard- bzw. Software von Drittanbietern 
durch den Teilnehmer übernimmt die DKB AG keine eigene Gewähr-
leistung oder sonstige Verantwortung für eine andauernde Eignung 
oder Verfügbarkeit im Zusammenhang mit einem Authentifizierungs-
verfahren.

3 Zugang zum Onlinebanking, DKB-App als  
Standardverfahren für das Onlinebanking

1) Der Teilnehmer erhält Zugang zum Onlinebanking der DKB AG, wenn
 - er seine individuelle Teilnehmerkennung (z. B. Kontonummer, Anmel-
dename) angibt und

 - er sich unter Verwendung der von der DKB AG angeforderten Authen-
tifizierungselemente ausweist und

 - keine Sperre des Zugangs (siehe Ziff. 9.1 und 10) vorliegt.

Nach Gewährung des Zugangs zum Onlinebanking kann auf Informa-
tionen zugegriffen oder können nach Ziff. 4 Aufträge erteilt werden.

2) Die von der DKB AG dem Kunden zur Nutzung des Onlinebanking 
erteilten Wissenselemente muss der Kunde in nur ihm bekannte Wis-
senselemente umwandeln. Erst dann stehen dem Kunden die Dienste 
des Onlinebanking zur Verfügung. Er kann jederzeit seine Wissens-
elemente ändern und seine Authentifizierungselemente sperren bzw. 
löschen und neue anfordern bzw. registrieren. Bei einer Änderung der 
Authentifizierungselemente werden die bisherigen ungültig.

3) Die DKB AG und der Kunde vereinbaren die Nutzung der DKB-App 
als das Standardverfahren zur Authentifizierung und Autorisierung für 
das Onlinebanking.

Die DKB AG stellt die DKB-App zur Installation auf hierzu geeigneten 
mobilen Endgeräten (z. B. Smartphone, Tablet) zur Verfügung. Über die 
Nutzung der DKB-App werden Besitz, Wissens- und/oder Seinsele-
mente (je nach persönlicher Einstellung) als Authentifizierungselemen-
te zur Authentifizierung im Rahmen des Zugangs zum Onlinebanking 
und zur Autorisierung von Aufträgen im Onlinebanking kombiniert.

Von der DKB AG als Alternative zur DKB-App angebotene weitere Ver-
fahren zur Authentifizierung und Autorisierung (z. B. TAN-Übermittlung 
mittels TAN-Generator) sind Sonderleistungen, für die gegebenenfalls 
Entgelte nach Maßgabe des Preis- und Leistungsverzeichnisses an-
fallen.

4 Aufträge

1) Der Teilnehmer muss einem Auftrag (z. B. Überweisung) zu dessen 
Wirksamkeit zustimmen (Autorisierung). Auf Anforderung hat er hierzu 
Authentifizierungselemente (z. B. Eingabe einer TAN als Nachweis des 
Besitzelements) zu verwenden, sofern mit der DKB AG nichts anderes 
vereinbart wurde. Die DKB AG bestätigt mittels Onlinebanking den Ein-
gang des Auftrags.

2) Die Widerrufbarkeit eines Auftrags richtet sich nach den für die je-
weilige Auftragsart geltenden Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen 
für den Überweisungsverkehr). Der Widerruf von Aufträgen kann nur 
außerhalb des Onlinebanking erfolgen, es sei denn, die DKB AG sieht 
eine Widerrufsmöglichkeit im Onlinebanking ausdrücklich vor.

5 Bearbeitung von Aufträgen durch die DKB AG

1) Die Bearbeitung der Aufträge erfolgt an den für die Abwicklung der 
jeweiligen Auftragsart (z. B. Überweisung) auf der Onlinebanking-Seite 
der DKB AG oder im Preis- und Leistungsverzeichnis für Privatkun-
den bzw. für Geschäftskunden der DKB AG (nachfolgend „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“) bekannt gegebenen Geschäftstagen im Rahmen 
des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufs. Geht der Auftrag nach dem auf 
der Onlinebanking-Seite der DKB AG oder im Preis- und Leistungs-
verzeichnis angegebenen Zeitpunkt (Annahmefrist) ein oder fällt der 
Zeitpunkt des Eingangs nicht auf einen Geschäftstag gemäß Preis- und 
Leistungsverzeichnis, so gilt der Auftrag als am darauf folgenden Ge-
schäftstag zugegangen. Die Bearbeitung beginnt erst an diesem Ge-
schäftstag.

2) Die DKB AG wird den Auftrag ausführen, wenn folgende Ausfüh-
rungsbedingungen vorliegen:
 - Der Teilnehmer hat den Auftrag autorisiert (vgl. Ziff. 4 Absatz 1).
 - Die Berechtigung des Teilnehmers für die jeweilige Auftragsart (z. B. 
Wertpapierorder) liegt vor.

 - Das Onlinebanking-Datenformat ist eingehalten.
 - Das gesondert vereinbarte Onlinebanking-Verfügungslimit ist nicht 
überschritten (vgl. Ziff. 1 Absatz 6).

 - Die weiteren Ausführungsbedingungen nach den für die jeweilige 
Auftragsart maßgeblichen Sonderbedingungen (z. B. ausreichende 
Kontodeckung gemäß den Bedingungen für den Überweisungsver-
kehr) liegen vor.

Liegen die Ausführungsbedingungen nach Satz 1 vor, führt die DKB AG 
die Aufträge nach Maßgabe der Bestimmungen der für die jeweilige 
Auftragsart geltenden Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen für den 
Überweisungsverkehr, Bedingungen für das Wertpapiergeschäft) aus.

3) Liegen die Ausführungsbedingungen nach Absatz 2 Satz 1 nicht vor, 
wird die DKB AG den Auftrag nicht ausführen und dem Teilnehmer eine 
Information über die Nichtausführung und – soweit möglich – über 
deren Gründe und die Möglichkeiten, mit denen Fehler, die zur Ableh-
nung geführt haben, berichtigt werden können, mittels Onlinebanking 
zur Verfügung stellen.

6 Elektronisches Postfach

1) Mit Abschluss des Vertrags über das Konto richtet die DKB AG dem 
Teilnehmer ein elektronisches Postfach ein. Mit der Einrichtung des 
elektronischen Postfachs verzichtet der Teilnehmer nach Maßgabe 
dieser Bedingungen auf den postalischen Versand der eingestellten In-
formationen. Die DKB AG ist jedoch berechtigt, die eingestellten Infor-
mationen weiterhin postalisch oder auf andere Weise dem Teilnehmer 
zuzusenden, wenn dies gesetzliche Vorgaben erforderlich machen oder 
es aufgrund anderer Umstände (z. B. des vorübergehenden Ausfalls des 
elektronischen Postfachs) zweckmäßig ist.

2) In das elektronische Postfach wird für den Teilnehmer bestimmte 
elektronische Post eingestellt. Elektronische Post sind sämtliche Mit-
teilungen der DKB AG, die in das elektronische Postfach eingestellt 
werden, insbesondere rechtsverbindliche Mitteilungen zur laufenden 
Geschäftsbeziehung (z. B. Änderungsangebote der DKB AG zu den 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen einschließlich der Entgelte) und 
kontobezogene Informationen. Kontobezogene Informationen sind 
insbesondere Kontoauszüge einschließlich der darin enthaltenen Rech-
nungsabschlüsse, Anzeigen über die Nichtausführung von Aufträgen, 
die Sperrung von Authentifizierungsinstrumenten und deren Entsper-
rung, Informationen zu Kartenprodukten (z. B. Debitkarten und Kredit-
karten) sowie weitere gesetzlich geschuldete Informationen. Soweit 
die DKB AG die betreffenden Informationen nicht nur zum Abruf durch 
den Teilnehmer bereitstellt (z. B. Kreditkartenabrech nungen, Konto- und 
Depotauszüge), sondern zur Übermittlung verpflichtet ist, wird sie den 
Teilnehmer zusätzlich per Nachricht an die hinterlegte E-Mail-Adresse 
oder auf sonstige Weise auf die Einstellung der Informationen in das 
elektronische Postfach hinweisen. Der Kunde ist zu diesem Zweck 
verpflichtet, der DKB AG eine E-Mail-Adresse mitzuteilen, die er üb-
licherweise für die Kommunikation mit Dritten verwendet. Der Kunde 
ist damit einverstanden, entsprechende Mitteilungen unverschlüsselt 
per E-Mail zu erhalten. Personenbezogene Daten werden auf diesem 
Weg nicht übertragen. Der Teilnehmer kann sich die Informationen im 
elektronischen Postfach online ansehen, diese herunterladen, ausdru-
cken und archivieren. Die Nutzung ist ausschließlich dem Teilnehmer 
vorbehalten.

3) Kontoauszüge und Kreditkartenabrechnungen werden dem Teilneh-
mer einmal monatlich bereitgestellt, sofern Konto- oder Kreditkarten-
umsätze vorliegen. Rechnungsabschlüsse werden nach Abschluss 
eines Quartals bereitgestellt. Etwas anderes gilt nur, wenn vertraglich 
mit dem Teilnehmer abweichende Vereinbarungen getroffen wurden. 
Im Zeitraum zwischen zwei Kontoauszügen/Kreditkartenabrechnungen 
kann der Teilnehmer seine Kontobewegungen mittels Umsatzabfrage in 
im Onlinebanking einsehen.

4) Auf Verlangen des Teilnehmers wird die DKB AG ihm die in das 
elektronische Postfach eingestellten Informationen zusätzlich auf dem 
postalischen Weg zusenden. Das hierfür anfallende Entgelt ergibt sich 
aus dem Preis- und Leistungsverzeichnis.

5) Der Teilnehmer ist verpflichtet, die eingestellten Informationen zeit-
nah abzurufen und sie unverzüglich auf ihre Richtigkeit zu überprüfen. 
Etwaige Einwendungen sind unverzüglich zu erheben.

6) Die DKB AG stellt die Unveränderbarkeit der in das elektronische 
Postfach eingestellten Dokumente sicher, sofern diese innerhalb des 
elektronischen Postfachs gespeichert oder aufbewahrt werden.

7) Die in das elektronische Postfach eingestellten Informationen ste-
hen während der dort angezeigten Dauer zur Verfügung. Danach er-
folgt eine automatische Löschung der Informationen ohne gesonderte 
Nachricht, es sei denn, der Teilnehmer hat die Informationen im Archiv 
gespeichert. Die DKB AG ist innerhalb der gesetzlichen Aufbewah-
rungsfristen jederzeit in der Lage, dem Teilnehmer auf dessen Anforde-
rung eine papierhafte Ausfertigung dieser Informationen zur Verfügung 
zu stellen. Nach Beendigung der Konto- und Depotbeziehung kann der 
Teilnehmer die im elektronischen Postfach gespeicherten Dokumente 
nicht mehr online ansehen.

1 Zur Klarstellung: Da es sich bei Kreditkartenkonten nicht um Zahlungskonten handelt, können Zahlungsauslösedienste und Kontoinformationsdienste nicht in Bezug auf diese Konten genutzt werden.
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8) Die im elektronischen Postfach bereitgestellten Mitteilungen (z. B. 
der Kontoauszug oder Rechnungsabschluss), erfüllen nach Auffassung 
der Finanzverwaltung weder die Anforderungen der steuerlichen Aufbe-
wahrungspflicht nach § 147 AO noch die einer Rechnung im Sinne des 
Umsatzsteuergesetzes. Sie werden daher nur im Privatkundenbereich 
und damit nur für den Kontoinhaber anerkannt, der nicht buchfüh-
rungs- und aufzeichnungspflichtig i. S. d. §§ 145 ff. AO ist. Die DKB AG 
gewährleistet nicht, dass die Finanzbehörden die im Postfach gespei-
cherten Informationen anerkennen. Der Kunde sollte sich darüber vor-
her bei dem für ihn zuständigen Finanzamt informieren.

7 Information des Kunden über Onlinebanking-
Verfügungen

Die DKB AG unterrichtet den Kunden mindestens einmal monatlich 
über die mittels Onlinebanking getätigten Verfügungen auf dem für 
Kontoinformationen vereinbarten Weg und/oder gemäß den für den 
Auftrag/das jeweilige Produkt geltenden Bedingungen/Vereinbarungen.

8 Sorgfaltspflichten des Teilnehmers

8.1 Schutz der Authentifizierungselemente

1) Der Teilnehmer hat alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um 
seine Authentifizierungselemente (siehe Ziff. 2) vor unbefugtem Zugriff 
zu schützen. Ansonsten besteht die Gefahr, dass das Onlinebanking 
missbräuchlich verwendet oder in sonstiger Weise nicht autorisiert 
genutzt wird (vgl. Ziff. 3 und 4).

2) Zum Schutz der einzelnen Authentifizierungselemente hat der Teil-
nehmer vor allem Folgendes zu beachten:

Wissenselemente (siehe Ziff. 2 Absatz 3) sind geheim zu halten; sie 
dürfen insbesondere
 - nicht außerhalb des Onlinebanking in Textform (z. B. per E-Mail, 
Messenger-Dienst) oder mündlich weitergegeben werden,

 - nicht ungesichert außerhalb des zugelassenen Authentifizierungsver-
fahrens elektronisch gespeichert (z. B. Speicherung des Passworts im 
Klartext im Computer oder im mobilen Endgerät) werden und

 - nicht auf einem Gerät notiert oder als Abschrift zusammen mit einem 
Gerät aufbewahrt werden, das als Besitzelement oder zur Prüfung des 
Seinselements dient.

Besitzelemente (siehe Ziff. 2 Absatz 3) sind vor Missbrauch zu schüt-
zen, insbesondere
 - sind die Girokarte oder DKB-Banking-Card mit TAN-Generator vor 
dem unbefugten Zugriff anderer Personen sicher zu verwahren,

 - ist dafür Sorge zu tragen, dass andere Personen die auf dem mobilen 
Endgerät befindliche DKB-App oder andere Anwendung für das On-
linebanking nicht nutzen können,

 - ist die DKB-App oder andere Anwendung für das Onlinebanking auf 
dem mobilen Endgerät des Teilnehmers zu deaktivieren, bevor der 
Teilnehmer den Besitz an diesem mobilen Endgerät aufgibt (z. B. 
durch Verkauf oder Entsorgung des Mobiltelefons),

 - dürfen die Nachweise des Besitzelements (z. B. TAN) nicht außerhalb 
des Onlinebanking mündlich (z. B. per Telefon) oder in Textform (z. B. 
per E-Mail, Messenger-Dienst) weitergegeben werden,

 - muss der Teilnehmer, der von der DKB AG einen Code zur Aktivie-
rung des Besitzelements (z. B. Mobiltelefon mit DKB-App) erhalten 
hat, diesen vor dem unbefugten Zugriff anderer Personen sicher 
verwahren,

 - ist  die  für  das  smsTAN-Verfahren  hinterlegte  Mobilfunknummer 
zu  löschen oder zu ändern, wenn der Teilnehmer diese Mobilfunk-
nummer für das 3D Secure-Verfahren nicht mehr nutzt.

Seinselemente (siehe Ziff. 2 Absatz 3) dürfen auf einem mobilen End-
gerät des Teilnehmers für das Onlinebanking nur dann als Authentifi-
zierungselement verwendet werden, wenn auf dem mobilen Endgerät 
keine Seinselemente anderer Personen gespeichert sind. Sind auf dem 
mobilen Endgerät, das für das Onlinebanking genutzt wird, Seinsele-
mente anderer Personen gespeichert, ist für das Onlinebanking das 
von der DKB AG ausgegebene Wissenselement (z. B. Passwort) zu 
nutzen und nicht das auf dem mobilen Endgerät gespeicherte Seins-
element.

3) Ungeachtet der Schutzpflichten nach den Absätzen 1 und 2 darf 
der Teilnehmer seine Authentifizierungselemente gegenüber einem von 
ihm ausgewählten Zahlungsauslöse- und Kontoinformationsdienstleis-
ter sowie einem sonstigen Drittdienstleister verwenden (siehe Ziff. 1 
Absatz 4 Sätze 3 und 4). Sonstige Drittdienstleister hat der Teilnehmer 
mit der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt auszuwählen.

4) Der Aufforderung per elektronischer Nachricht (z. B. E-Mail), eine 
damit übersandte Verknüpfung zum (vermeintlichen) Onlinebanking 
der DKB AG anzuwählen und darüber persönliche Zugangsdaten ein-
zugeben, darf nicht gefolgt werden.

5) Anfragen außerhalb der bankseitig zur Verfügung gestellten originä-
ren Zugangswege, in denen nach vertraulichen Daten wie PIN, Geheim-
zahl oder Passwort/TAN gefragt wird, dürfen nicht beantwortet werden. 
Die Nutzung von Zahlungsauslösediensten bzw. Kontoinformations-
diensten bleibt hiervon unberührt.

6) Der Teilnehmer hat vor seinem jeweiligen Zugang zum Onlineban-
king sicherzustellen, dass auf dem verwendeten System handelsübli-
che Sicherheitsvorkehrungen (wie Anti-Viren-Programm und Firewall) 
installiert sind und diese ebenso wie die verwendete System- und 
Anwendungssoftware regelmäßig aktualisiert werden. Beispiele han-
delsüblicher Sicherheitsvorkehrungen kann der Teilnehmer den Inter-
netseiten der DKB AG entnehmen.

7) Die Softwareanwendungen der DKB AG sind ausschließlich direkt 
von der DKB AG oder von einem von der DKB AG benannten Anbieter 
zu beziehen.

8.2 Sicherheitshinweise der DKB AG

Der Teilnehmer muss die Sicherheitshinweise auf der Onlinebanking-
Seite der DKB AG, insbesondere die Maßnahmen zum Schutz der 
eingesetzten Hard- und Software (Kundensystem), beachten. Darüber 
hinaus hat der Kunde in eigener Verantwortung etwaige Sicherheitshin-
weise der Anbieter der eingesetzten Kundensysteme zu beachten (z. B. 
Sicherheitsupdates von Systemsoftware mobiler Endgeräte).

8.3 Prüfung der Auftragsdaten mit von der DKB AG 
angezeigten Daten

Die DKB AG zeigt dem Teilnehmer die von ihr empfangenen Auftrags-
daten (z. B. Betrag, Kontonummer des Zahlungsempfängers) über das 
gesondert vereinbarte Gerät des Teilnehmers an (z. B. mittels mobilem 
Endgerät, Chipkartenlesegerät mit Display). Der Teilnehmer ist ver-
pflichtet, vor der Bestätigung die Übereinstimmung der angezeigten 
Daten mit den für den Auftrag vorgesehenen Daten zu prüfen. Bei Fest-
stellung von Abweichungen ist die Transaktion abzubrechen.

9 Anzeige- und Unterrichtungspflichten

9.1 Sperranzeige

Stellt der Teilnehmer 
 - den Verlust oder den Diebstahl eines Besitzelements zur Authentifi-
zierung (z. B. Girokarte oder DKB-Banking-Card mit TAN-Generator, 
mobiles Endgerät) oder 

 - die missbräuchliche Verwendung oder die sonstige nicht autorisierte 
Nutzung eines Authentifizierungselements 

fest, muss der Teilnehmer die DKB AG hierüber unverzüglich unter-
richten (Sperranzeige). Der Teilnehmer kann eine solche Sperranzeige 
jederzeit auch über die gesondert mitgeteilten Kommunikationskanäle 
abgeben.

9.2 Unterrichtung über nicht autorisierte oder fehlerhaft 
ausgeführte Aufträge

Der Kunde hat die DKB AG unverzüglich nach Feststellung eines nicht 
autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Auftrags hierüber zu unter-
richten.

10 Nutzungssperre

10.1 Sperre auf Veranlassung des Teilnehmers

Die DKB AG sperrt auf Veranlassung des Teilnehmers, insbesondere im 
Fall der Sperranzeige nach Ziff. 9.1
 - den Onlinebanking-Zugang für ihn oder alle Teilnehmer oder
 - seine Authentifizierungselemente zur Nutzung des Onlinebanking.

10.2 Sperre auf Veranlassung der DKB AG

1) Die DKB AG darf den Onlinebanking-Zugang für einen Teilnehmer 
sperren, wenn 
 - sie berechtigt ist, den Onlinebanking-Vertrag aus wichtigem Grund 
zu kündigen,

 - sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit der Authenti-
fizierungselemente des Teilnehmers dies rechtfertigen oder

 - der Verdacht einer nicht autorisierten oder einer betrügerischen Ver-
wendung des Authentifizierungselements besteht,

 - ein genutzter Zugangsweg bzw. ein im Zusammenhang mit einem 
Authentifizierungsverfahren zugelassenes Gerät von der DKB AG als 
unsicher eingestuft wird. Als Zugangsweg gelten auch Softwarean-
wendungen der DKB AG in allen zur Verfügung stehenden Versionen.

2) Die DKB AG wird den Kunden unter Angabe der hierfür maßgebli-
chen Gründe möglichst vor, spätestens jedoch unverzüglich nach der 
Sperre auf dem vereinbarten Weg unterrichten. Die Angabe von Grün-
den darf unterbleiben, soweit die DKB AG hierdurch gegen gesetzliche 
Verpflichtungen verstoßen würde.

10.3 Aufhebung der Sperre

Die DKB AG wird eine Sperre aufheben oder die betroffenen Authenti-
fizierungselemente austauschen, wenn die Gründe für die Sperre nicht 
mehr gegeben sind. Hierüber unterrichtet sie den Kunden unverzüglich.

10.4 Zugangssperre für Zahlungsauslösedienst und  
Kontoinformationsdienst

Die DKB AG kann Kontoinformationsdienstleistern oder Zahlungsaus-
lösedienstleistern den Zugang zu einem Zahlungskonto des Kunden 
verweigern, wenn objektive und gebührend nachgewiesene Gründe im 
Zusammenhang mit einem nicht autorisierten oder betrügerischen Zu-
gang des Kontoinformationsdienstleisters oder des Zahlungsauslöse-
dienstleisters zum Zahlungskonto, einschließlich der nicht autorisierten 
oder betrügerischen Auslösung eines Zahlungsvorgangs, es rechtferti-
gen. Die DKB AG wird den Kunden über eine solche Zugangsverweige-
rung auf dem vereinbarten Weg unterrichten. Die Unterrichtung erfolgt 
möglichst vor, spätestens jedoch unverzüglich nach der Verweigerung 
des Zugangs. Die Angabe von Gründen darf unterbleiben, soweit die 
DKB AG hierdurch gegen gesetzliche Verpflichtungen verstoßen würde. 
Sobald die Gründe für die Verweigerung des Zugangs nicht mehr be-
stehen, hebt die DKB AG die Zugangssperre auf. Hierüber unterrichtet 
sie den Kunden unverzüglich.

11 Haftung

11.1 Haftung der DKB AG bei Ausführung eines nicht auto-
risierten Auftrags und eines nicht, fehlerhaft oder verspätet 
ausgeführten Auftrags

Die Haftung der DKB AG bei einem nicht autorisierten Auftrag und ei-
nem nicht, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten Auftrag richtet sich 
nach den für die jeweilige Auftragsart vereinbarten Sonderbedingungen 
(z. B. Bedingungen für den Überweisungsverkehr, Bedingungen für das 
Wertpapiergeschäft).

11.2 Haftung des Kunden bei missbräuchlicher Nutzung 
seiner Authentifizierungselemente

11.2.1 Haftung des Kunden für nicht autorisierte Zahlungsvorgänge 
vor der Sperranzeige

1) Beruhen nicht autorisierte Zahlungsvorgänge vor der Sperranzeige 
auf der Nutzung eines verlorengegangenen, gestohlenen oder sonst 
abhanden gekommenen Authentifizierungselements oder auf der sons-
tigen missbräuchlichen Verwendung eines Authentifizierungselements, 
haftet der Kunde für den der DKB AG hierdurch entstehenden Schaden 
bis zu einem Betrag von 50 Euro, ohne dass es darauf ankommt, ob 
den Teilnehmer ein Verschulden trifft.

2) Der Kunde ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Absatz 1 ver-
pflichtet, wenn
 - es ihm nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den Diebstahl, das Ab-
handenkommen oder eine sonstige missbräuchliche Verwendung des 
Authentifizierungselements vor dem nicht autorisierten Zahlungsvor-
gang zu bemerken, oder

 - der Verlust des Authentifizierungselements durch einen Angestellten, 
einen Agenten, eine Zweigniederlassung eines Zahlungsdienstleisters 
oder eine sonstige Stelle, an die Tätigkeiten des Zahlungsdienstleis-
ters ausgelagert wurden, verursacht worden ist. 

3) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Zahlungsvor-
gängen und hat der Teilnehmer in betrügerischer Absicht gehandelt 
oder seine Anzeige- und Sorgfaltspflichten nach diesen Bedingungen 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, trägt der Kunde abweichend 
von den Absätzen 1 und 2 den hierdurch entstandenen Schaden in 
vollem Umfang. Grobe Fahrlässigkeit des Teilnehmers kann insbeson-
dere vorliegen, wenn er eine seiner Sorgfaltspflichten nach Ziff. 8.1 
Absatz 2, Ziff. 8.3 oder Ziff. 9.1 Absatz 1 verletzt hat.

4) Abweichend von den Absätzen 1 und 3 ist der Kunde nicht zum 
Schadensersatz verpflichtet, wenn die DKB AG vom Teilnehmer eine 
starke Kundenauthentifizierung nach § 1 Absatz 24 ZAG nicht verlangt 
hat. Eine starke Kundenauthentifizierung erfordert insbesondere die 
Verwendung von zwei voneinander unabhängigen Authentifizierungs-
elementen aus den Kategorien Wissen, Besitz oder Sein (siehe Ziff. 2 
Absatz 3).

5) Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums, für den das 
Verfügungslimit gilt, verursacht werden, beschränkt sich jeweils auf 
das vereinbarte Verfügungslimit.

6) Der Kunde ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Absätzen 1 und 
3 verpflichtet, wenn der Teilnehmer die Sperranzeige nach Ziff. 9.1 
dieser Bedingungen nicht abgeben konnte, weil die DKB AG nicht die 
Möglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte.

7) Die Absätze 2 und 4 bis 6 finden keine Anwendung, wenn der Teil-
nehmer in betrügerischer Absicht gehandelt hat. 

8) Ist der Kunde kein Verbraucher, gilt ergänzend Folgendes:
 - Der Kunde haftet für Schäden aufgrund von nicht autorisierten Zah-
lungsvorgängen über die Haftungsgrenze von 50 Euro nach Absatz 1 
und 3 hinaus, wenn der Teilnehmer fahrlässig oder vorsätzlich gegen 
seine Anzeige- und Sorgfaltspflichten nach diesen Bedingungen ver-
stoßen hat. 

 - Die Haftungsbeschränkungen in Absatz 2 erster Spiegelstrich findet 
keine Anwendung.

11.2.2 Haftung des Kunden bei nicht autorisierten Verfügungen 
außerhalb von Zahlungsdiensten (z. B. Wertpapiertransaktionen)  
vor der Sperranzeige

Beruhen nicht autorisierte Verfügungen außerhalb von Zahlungs-
diensten (z. B. Wertpapiertransaktionen) vor der Sperranzeige auf der 
Nutzung eines verlorengegangenen oder gestohlenen Authentifizie-
rungselements oder auf der sonstigen missbräuchlichen Nutzung des 
Authentifizierungselements und ist der DKB AG hierdurch ein Schaden 
entstanden, haften der Kunde und die DKB AG nach den gesetzlichen 
Grundsätzen des Mitverschuldens.

11.2.3 Haftung ab der Sperranzeige

Sobald die DKB AG eine Sperranzeige eines Teilnehmers erhalten hat, 
übernimmt sie alle danach durch nicht autorisierte Onlinebanking-Ver-
fügungen entstehenden Schäden. Dies gilt nicht, wenn der Teilnehmer 
in betrügerischer Absicht gehandelt hat.

11.2.4 Haftungsausschluss

Haftungsansprüche sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch 
begründenden Umstände auf einem ungewöhnlichen und unvorherseh-
baren Ereignis beruhen, auf das diejenige Partei, die sich auf dieses Er-
eignis beruft, keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung 
der gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hätten vermieden werden können.
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12 Authentifizierungsverfahren 3D Secure

1) Das 3D Secure-Verfahren findet Anwendung, wenn Visa Debitkar-
ten und Visa Kreditkarten (nachfolgend zusammen „Karten“) für Zah-
lungsvorgänge im Internet genutzt werden. Mit Hilfe des 3D Secure-
Verfahrens (auch als „Visa Secure“ bezeichnet) wird der Karteninhaber 
durch die DKB AG authentifiziert, also seine Identität überprüft. Mit 
den hierfür vereinbarten Authentifizierungselementen kann sich der 
Karteninhaber gegenüber der DKB AG als berechtigt ausweisen. Es 
dient somit der Vermeidung von missbräuchlichen Umsätzen. Wenn 
aufgrund einer gesetzlichen Ausnahmeregelung bei einem Zahlungs-
vorgang keine starke Kundenauthentifizierung erfolgen muss, kann die 
DKB AG auf die Durchführung des 3D Secure-Verfahrens verzichten.

2) Wird während eines Zahlungsvorgangs eine Authentifizierung im 
3D Secure-Verfahren verlangt, sollte der Karteninhaber, der sich für 
das App-basierte 3D Secure-Verfahren (nachfolgend „App-Verfahren“) 
registriert hat, die DKB-App öffnen und auf der dann angezeigten Be-
stätigungsseite mit den Transaktionsdetails die Zahlung bestätigen. Mit 
dieser Bestätigung wird der Karteninhaber authentifiziert.

3) Um ohne DKB-App im 3D Secure-Verfahren authentifiziert werden 
zu können, muss sich der Karteninhaber in seinem Onlinebanking für 
das smsTAN-Verfahren registriert und die Antwort zu einer Sicherheits-
frage hinterlegt haben.2

Wird während eines Zahlungsvorgangs eine Authentifizierung im 3D 
Secure-Verfahren verlangt, erhält der Karteninhaber eine SMS mit 
Transaktionsdetails und pro Transaktion generierter smsTAN an die bei 
der DKB AG hinterlegte Mobilfunknummer. Die smsTAN ist nach der 
Übersendung fünf Minuten lang gültig. Wird sie in dieser Zeit nicht 
verwendet, wird sie automatisch ungültig. Gleiches gilt, wenn der Kar-
teninhaber eine neue smsTAN anfordert. Der Karteninhaber wird im 
Rahmen des Zahlungsvorgangs aufgefordert, die smsTAN auf einer 
Bestätigungsseite einzugeben. Durch Eingabe der erhaltenen smsTAN 
und korrekte Beantwortung der gestellten Sicherheitsfrage wird der 
Karteninhaber authentifiziert.

4) Die DKB AG darf das 3D Secure-Verfahren sperren, wenn sachliche 
Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit des 3D Secure-Verfah-
rens dies rechtfertigen oder der Verdacht einer betrügerischen Verwen-
dung des 3D Secure-Verfahrens besteht. Informationen zur Aufhebung 
der Sperre erhält der Karteninhaber im Rahmen der Benachrichtigung 
über die Sperre.

5) Das Entgelt für die Nutzung des 3D Secure-Verfahrens ergibt sich 
aus dem Preis- und Leistungsverzeichnis.

6) Die DKB AG ist berechtigt, zur Abwicklung des 3D Secure-Ver-
fahrens im Rahmen des Kartenvertrags Dienstleister zu beauftragen. 
Die DKB AG stellt diesen Dienstleistern personenbezogene Daten des 
Karteninhabers (z. B. Kartennummer) ausschließlich im Rahmen der 
Zweckbestimmung des Vertragsverhältnisses zur Verfügung.

Hinweis zur Datenverarbeitung im Rahmen des 3D Secure-
Verfahrens: 

Die DKB AG setzt eine Technologie ein, die den 3D Secure-Standard 
ermöglicht. Diese wird durch die Netcetera AG, Zypressenstrasse 71, 
8040 Zürich im Auftrag der DKB AG und auf der Grundlage eines Auf-
tragsverarbeitungsvertrags betrieben.

Der 3D Secure-Standard erhöht die Sicherheit bei Kartenzahlungen 
im Internet und dient dazu Betrugsrisiken zu reduzieren, indem Zah-
lungsvorgänge erst nach einer Authentifizierung des Karteninhabers 
ausgeführt werden. Hierfür greift die Technologie auf Informationen im 
Endgerät der Karteninhaber zu. Es werden Informationen zum Betriebs-
system, Zahlungskarten- und Zahlungstransaktionsinformationen (z. B. 
Händler, Zeitpunkt der Transaktion, Transaktionsbetrag, Authentifizie-
rungsart, Kartennummer) sowie die IP-Adresse des beim Zahlungs-
vorgang verwendeten Endgerätes verarbeitet. Die Daten werden, soweit 
möglich, verschlüsselt verarbeitet.

Eine Verarbeitung der personenbezogenen Daten der Karteninhaber er-

folgt außerhalb der Europäischen Union/des Europäischen Wirtschafts-
raumes in der Schweiz. Für die Schweiz liegt ein datenschutzrechtlicher 
Angemessenheitsbeschluss seitens der Europäischen Kommission vor. 
Über Subunternehmer der Netcetera AG können ggfs. personenbezo-
gene Daten der Karteninhaber auch außerhalb der Europäischen Union/
des Europäischen Wirtschaftsraumes in Nordmazedonien verarbeitet 
werden. Für diesen Fall hat sich die Netcetera AG der DKB AG gegen-
über vertraglich verpflichtet, geeignete Garantien für die Übermittlung 
von personenbezogenen Daten außerhalb der Europäischen Union/des 
Europäischen Wirtschaftsraumes gemäß Art. 44 ff. DSGVO zu verein-
baren.

Soweit durch die Technologie personenbezogene Daten verarbeitet 
werden, werden diese nach Ablauf von 13 Monaten gelöscht.

Rechtsgrundlage für den Einsatz dieser Technologie ist im Hinblick auf 
den Zugriff auf das Endgerät § 25 Abs. 2 S. 2 TTDSG. Diese Techno-
logie ist unbedingt erforderlich, um die gesetzlichen und aufsichts-
rechtlichen Anforderungen zur Betrugsabwehr im Zahlungsverkehr zu 
erfüllen. Die Verarbeitung der vorgenannten personenbezogenen Daten 
der Karteninhaber erfolgt gemäß Art. 6 Abs. 1 Buchst. f DSGVO. Die 
DKB AG verfolgt dabei ihr berechtigtes Interesse an einer Erhöhung 
der Sicherheit im Online-Zahlungsverkehr sowie der effektiven Redu-
zierung von Betrugsrisiken.

2 Die DKB AG behält sich vor, das Verfahren jederzeit abzuschalten.
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Für eine bessere Lesbarkeit verzichten wir in diesem Dokument auf eine geschlechterspezifische Differenzierung. Wir nutzen das generische Maskulinum als neutrale 
grammatikalische Ausdrucksweise, die ausdrücklich alle Geschlechter und Geschlechtsidentitäten umfasst.

1 Sparprodukte

1.1 Tagesgeldkonto1A

Kontoführung kostenlos

Zinssätze1B für Guthaben (variabel) 3,50 % p. a.1I

1.2 DKB-Sparplan
Kontoführung kostenlos

Zinssätze

für die vereinbarte Laufzeit 0,030 % p. a.1C

nach Ablauf der vereinbarten Laufzeit 0,001 % p. a.1D

einmalige Bonuszahlung am Ende der vereinbarten Laufzeit auf alle erhaltenen Zinsen1E

nach Ablauf von Jahren unter 3 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20

Bonussatz % 0 0 0 50 50 50 50 50 100 100 100 100 100 150 150 150 150 150 200

Vorschusszinsen bei vorzeitiger Auflösung1F 25,00% des aktuellen Guthabenzinssatzes

1.3 DKB-Zuwachssparen
Kontoführung kostenlos

Zinssätze1C

Laufzeit 1 Jahr 2 Jahre 3 Jahre 4 Jahre 5 Jahre nach 5 Jahren

Verzinsung in % p. a. 0,01 0,01 0,01 0,01 0,01 0,0011D

Vorschusszinsen bei vorzeitiger Verfügung1F 25,00% des aktuellen Guthabenzinssatzes

1.4 DKB-Festzins
Kontoführung kostenlos

Zinssätze1G

Laufzeit 1 Jahr 2 Jahre 3 Jahre 4 Jahre 5 Jahre 10 Jahre

Verzinsung in % p. a. 2,50 3,00 3,00 3,00 3,00 3,00

1.5 DKB-Mietkautionskonto (nur für privat genutzten Wohnraum)

Kontoführung kostenlos

Zinssatz1G für Guthaben 0,01 % p. a.

Ausstellung einer Ersatzverpfändungsurkunde 7,50 EUR1H

Preis- und Leistungsverzeichnis der 
Deutschen Kreditbank AG
Sparprodukte

1A Produktabschlüsse sind nur möglich, wenn als Referenzkonto ein bei der DKB AG geführtes Girokonto, Girokonto u18, DKB-Cash oder DKB-Cash u18 angegeben wird.
1B Zinssatz pro Jahr variabel, Zinsgutschrift zum Quartalsende.
1C Zinssatz pro Jahr, Zinsgutschrift nachträglich zu Beginn des nächsten Sparjahres.
1D Zinssatz variabel
1E Die Höhe des Bonussatzes ergibt sich aus der Anzahl der abgelaufenen Sparjahre und wird einmalig am Ende der vereinbarten Laufzeit gezahlt.
1F Ohne Einhaltung der Kündigungsfrist von 3 Monaten fallen auf die Rückzahlung eines den Betrag in Höhe von 2.000 EUR übersteigenden Sparguthabens Vorschusszinsen an.
1G Zinsgutschrift vierteljährlich, ausgehend vom Anlagedatum.
1H Auf Anforderung des Kunden; Entgelte entfallen, wenn der Grund für die Inanspruchnahme der Leistungen im Verantwortungsbereich der DKB AG liegt.
1I Zinssatz gilt im Zeitraum vom 01.08.2023 bis 31.01.2024
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2 Sonstige Preise und Leistungen 

2.1 Kontoauszüge
Kontoauszug per Post2A je Auszug 1,00 EUR

Zweitschriften von Kontoauszügen2A,2B je 5,00 EUR

2.2 Sonstiges
Kontoauflösung kostenlos

Belegkopien und sonstige Unterlagen2B pro Kopie 5,00 EUR2C

Bankauskünfte pro Auskunft 25,00 EUR

Ermittlung einer neuen Kundenadresse 20,00 EUR2D

2.3 Mahnungen2E

Zahlungserinnerung kostenlos

Mahnung 1,50 EUR

2A Neben der kostenlosen Übermittlung der Auszüge ins elektronische Postfach.
2B Auf Anforderung des Kunden und nur, soweit die DKB AG ihre Informationspflichten bereits erfüllt hatte.
2C Entgelte entfallen, wenn der Grund für die Inanspruchnahme der Leistungen im Verantwortungsbereich der DKB AG liegt.
2D Ein Preis wird nur berechnet, wenn die Nachforschungen durch von Kunden zu vertretende Umstände veranlasst wurden.
2E Dem Kunden bleibt der Gegenbeweis vorbehalten, dass in seinem Fall kein oder nur ein geringerer Schaden durch die Mahnung verursacht wurde.
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3 Allgemeine Informationen 

3.1 Name und Anschrift der DKB AG
Deutsche Kreditbank Aktiengesellschaft, Taubenstraße 7–  9, 10117 Berlin

Telefonische Erreichbarkeit
Allgemeine Anfragen: Mo.– Fr. 08:00 – 20:00 Uhr, außer an bundeseinheitlichen Feiertagen
Notfälle (Sperre von Karten und Banking, Verfügungsprobleme): Mo. – So. 00:00 –24:00 Uhr
Hotline: 030 120 300 00

E-Mail: info@dkb.de

Internet: www.dkb.de

3.2 Zuständige Aufsichtsbehörden
Für die Zulassung zuständige Aufsichtsbehörde:
Europäische Zentralbank
Sonnemannstraße 20, 60314 Frankfurt am Main
Internet: www.ecb.europa.eu

Für den Verbraucherschutz zuständige Aufsichtsbehörde:
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn und
Marie-Curie-Str. 24 – 28, 60439 Frankfurt am Main
Internet: www.bafin.de

3.3 Eintragung im Handelsregister
Amtsgericht Berlin-Charlottenburg HRB 34165 B

3.4 Vertragssprache
Maßgebliche Sprache für dieses Vertragsverhältnis und die Kommunikation mit dem Kunden während der Laufzeit des Vertrages ist Deutsch.

3.5 Geschäftstage der DKB AG
Geschäftstag ist jeder Tag, an dem die an der Ausführung eines Zahlungsvorgangs beteiligten Zahlungsdienstleister den für die Ausführung von Zahlungs-
vorgängen erforderlichen Geschäftsbetrieb unterhalten. Die DKB AG unterhält den für die Ausführung der Zahlung erforderlichen Geschäftsbetrieb an allen 
Werktagen im Bundesland Berlin, außer samstags, Heiligabend (24. Dezember) und Silvester (31. Dezember). Abweichend werden Zahlungen von/auf Visa 
Kreditkarte und DKB-VISA-Card an Feiertagen im Bundesland Hessen nicht bearbeitet, sondern erst am nachfolgenden Geschäftstag.

3.6 Hinweis zur Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß EU-Geldtransferverordnung
Die „Verordnung (EU) 2015/847 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 über die Übermittlung von Angaben bei Geldtransfers“ 
(EU-Geldtransferverordnung) dient dem Zweck der Verhinderung, Aufdeckung und Ermittlung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung bei Geld-
transfers. Sie verpflichtet die DKB AG bei der Ausführung von Geldtransfers Angaben zum Auftraggeber (Zahler) und Begünstigten (Zahlungsempfänger) 
zu prüfen und zu übermitteln. Diese Angaben bestehen aus Name und Kundenkennung von Zahler und Zahlungsempfänger und der Adresse des Zahlers. 
Bei Geldtransfers innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums kann auf die Weiterleitung der Adresse des Zahlers zunächst verzichtet werden, jedoch 
kann gegebenenfalls diese Angabe vom Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers angefordert werden. Bei der Angabe von Name und gegebenenfalls 
Adresse nutzt die DKB AG die in ihren Systemen hinterlegten Daten, um den gesetzlichen Vorgaben zu entsprechen. Mit der Verordnung wird erreicht, dass 
aus den Zahlungsverkehrsdatensätzen selber immer eindeutig bestimmbar ist, wer Zahler und Zahlungsempfänger ist. Das heißt auch, dass die DKB AG 
Zahlungsdaten überprüfen, Nachfragen anderer Kreditinstitute zur Identität des Zahlers bzw. Zahlungsempfängers beantworten und auf Anfrage diese Daten 
den zuständigen Behörden zur Verfügung stellen muss.

4 Hinweis zum Umfang der Einlagensicherung 
Die DKB AG ist der Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH angeschlossen. Von der DKB AG ausgegebene Inhaberschuldverschreibungen 
werden nicht geschützt. Näheres ist dem „Informationsbogen für Einleger“ und der Internetseite der Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH 
unter www.edb-banken.de zu entnehmen.

Die DKB AG ist außerdem dem Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes Öffentlicher Banken Deutschlands e. V. (im Folgenden Einlagensicherungs-
fonds) angeschlossen. Gesichert werden die Einlagen von Nicht-Kreditinstituten über die gesetzlichen Anforderungen hinaus nach Maßgabe der Fondssat-
zung. Hierzu zählen insbesondere Sicht- und Termineinlagen. Nicht geschützt sind u. a. Forderungen, über die die DKB AG Inhaberpapiere ausgestellt hat, 
wie z. B. Inhaberschuldverschreibungen, und Pfandbriefe (auch wenn sie auf den Namen lauten).

Näheres zum Umfang und zu Ausnahmen der Einlagensicherung sind der Internetseite des Einlagensicherungsfonds unter www.voeb-es.de zu entnehmen.

Soweit der Einlagensicherungsfonds oder ein von ihm Beauftragter an einen Kunden leistet, gehen dessen Forderungen gegen die DKB AG in entsprechender 
Höhe Zug um Zug auf den Einlagensicherungsfonds über. Entsprechendes gilt, wenn der Einlagensicherungsfonds die Zahlung mangels Weisung eines 
Kunden auf ein Konto leistet, das zu seinen Gunsten bei einer anderen Bank eröffnet wird. Die DKB AG ist befugt, dem Einlagensicherungsfonds oder einem 
von ihm Beauftragten alle in diesem Zusammenhang erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen.
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